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| Allgemeine Kundeninformationen
Allgemeine Kundeninformationen nach 8§ 1 VVG-
Informationspflichtenverordnung (VVG-InfoV)

Gesellschaftsangaben

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG

Rechtsform Aktiengesellschaft
Postanschrift 50664 Koln
Hausanschrift und Sitz der
Gesellschaft Deutz-Kalker Str. 46,

50679 Koln

(ladungsfahige Anschrift)
Vorstandsvorsitzender Rainer Brune
Vorstand Bettina Hesse, Dr. Ulrich Scholten
Registergericht Amtsgericht Kdin
Registernummer HRB 2164

Fir den genannten Versicherer handeln wir namens und in Vollmacht als Ihr Assekuradeur aus
Kiel:

DOMCURA AG

Anschrift: Theodor-Heuss-Ring 49 / 24113 Kiel

Aufsichtsratvorsitzender: Manfred Bauer

Vorstand: Uwe Schumacher (Vorsitzender), Rainer Brand, Horst-Ulrich Stolzenberg
Handelsregister: Amtsgericht Kiel - HRB 5548

Hauptgeschéaftstatigkeit
Die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG ist durch Erlaubnis der zustéandigen Aufsichtsbehérde
zum Betrieb der Rechtsschutz- Versicherung berechtigt.

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Angaben Uber Art, Umfang, Falligkeit und Erfullung der Versicherungsleistungen entnehmen Sie bitte
dem Vorschlag/Antrag und den Allgemeinen Bedingungen fir die Rechtsschutz-Versicherung (ARB
2012).

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Zu zahlender Gesamtbeitrag

Die Beitragsberechnung erfolgt u. a. auf Basis der gewéhlten Selbstbeteiligung. Dieser Beitrag wird
neben gegebenenfalls sonstigen in die Beitragsberechnung einflieBenden Faktoren (z. B. Zuschlage/
Nachlasse) im Vorschlag/Antrag oder Versicherungsschein konkret ausgewiesen.

Gegebenenfalls zusatzlich anfallende Kosten

Bei halbjahrlicher Zahlweise betragt der Zuschlag 3 %, bei vierteljghrlicher und monatlicher Zahlweise
5 %. Monatliche Zahlung setzt eine zu unseren Gunsten erteilte Einzugserméachtigung und eine Min-
destrate in Hohe von 5 € voraus. Die Risikozuschlage ergeben sich aus risikorelevanten Merkmalen
sowie dem erhdhten Verwaltungsaufwand.

Zahlweise
Die vereinbarte Zahlweise, d. h. jahrliche, halb-, vierteljahrliche oder monatliche Zahlung des Beitra-
ges entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag/ Vorschlag.
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— Erstbeitrag
Ilhre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrages gilt als rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins erfolgt.

— Folgebeitrag
Ihre Zahlung von Folgebeitragen gilt als rechtzeitig, wenn sie jeweils zu den im Versicherungsschein
genannten Falligkeiten geleistet wird.

— Lastschriftverfahren/Einzugsermachtigung

Ist mit Ihnen alternativ zur Beitragsrechnung die Einziehung des Beitrages von einem Konto verein-
bart, gilt Ihre Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versicherungsschein oder in der
Beitragsrechnung angegebenen Falligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten
Einziehung nicht widersprechen. Sofern hierfir das Sepa-Lastschriftverfahren vereinbart ist, betragt
die Frist fur die Vorankindigung der jeweiligen Lastschrift (Pre-Notification) mindestens 3 Tage.

Gultigkeitsdauer von Vorschlagen

Grundsatzlich haben die Ihnen vor Abschluss eines Versicherungsvertrages zur Verfligung gestellten
Informationen eine befristete Gultigkeitsdauer, falls kein entsprechender Versicherungsvertrag abge-
schlossen wird. Dies gilt sowohl bei unverbindlichen Werbemaflinahmen (Broschiiren, Annoncen etc.)
als auch bei Vorschlagen und Preisangaben. Soweit Sie den betreffenden Informationen nichts
anderes entnehmen kdnnen, sind wir Ihnen gegenuber an die darin enthaltenen Angaben vier Wo-
chen gebunden.

Zustandekommen des Vertrages

Grundsatzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und unsere inhaltlich Gibereinstimmenden
Vertragserklarungen (Willenserklarungen) zustande, wenn Sie lhre Vertragserklarung nicht innerhalb
von zwei Wochen widerrufen. Den Versicherungsbeginn entnehmen Sie bitte lhrem Versicherungs-
schein.

Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der
Erstbeitrag unverziglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins be-
zahlt worden ist. Fur den Fall, dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag aus von lhnen zu vertre-
tenden Griinden nicht unverzuglich, sondern zu einem spateren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versi-
cherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Fur die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen besteht
in einigen Fallen eine Wartezeit von drei Monaten ab Versicherungsbeginn.

Vorlaufige Deckung

Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der Vertragsgestaltung zu klaren sind)
auch aufgrund einer vorlaufigen Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunachst ein eigenstandi-
ger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach endgultigem Abschluss der Vertragsverhandlungen
oder Vorlage des Versicherungsscheins tber den endgtltigen Versicherungsschutz endet.

Bindefristen
Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages einen Monat gebunden.

Widerrufsbelehrung

- Widerrufsrecht

Sie kdnnen lhre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Grinden in Textform (z.
B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, nach dem Sie den Versicherungsschein,
die Vertragsbestimmungen einschlieRlich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weite-
ren Vertragsinformationen gemaR § 7 Absatze 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbin-
dung mit den 88 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in
Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist geniigt die rechtzeitige Absendung des Wi-
derrufes.
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Der Widerruf ist zu richten an die
ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Deutz-Kalker StralRe 46

50679 Koln

Telefax: 0221 8277-460

E-Mail: service@roland-rechtsschutz.de

- Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten lhnen den Teil
Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallt, wenn Sie zugestimmt haben (auch
konkludent durch Zahlung des Beitrags), dass der Versicherungsschutz

vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des
Widerrufs entfallt, dirfen wir in diesem Fall einbehalten. Dabei handelt es sich um einen Betrag, der
sich wie folgt berechnet: Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, x 1/360 des
Jahresbeitrags bzw. 1/180 des Halbjahresbeitrages bzw. 1/90 des Vierteljahresbeitrags oder 1/30 des
Monatsbeitrags. Die Erstattung zurlickzuzahlender Betrage erfolgt unverziglich, spatestens 30 Tage
nach Zugang des Widerrufes. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist,
hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zuriick zu gewéhren und gezoge-
ne Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Ende der Widerrufsbelehrung.

Laufzeit , Mindestlaufzeit , Beendigung des Vertrages
Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrages verweisen wir auf die Hinweise im Produkt-
Informationsblatt.

Anwendbares Recht/Gerichtsstand

Fur diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Klagen des Versicherers gegen Sie kdnnen bei dem fir Ihren Wohnsitz zustandigen Gericht erhoben
werden. Einzelheiten sind in § 20 ARB geregelt.

Vertragssprache

Samtliche das Vertragsverhéltnis betreffende Informationen und die Kommunikation finden in deut-
scher Sprache statt, es sei denn, dass im Einzelfall besondere Bestimmungen gelten oder anderslau-
tende Vereinbarungen getroffen werden.

Zustandige Aufsichtsbehorde

Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Straf3e 108, 53117 Bonn

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfalle nicht verbindlich
entscheiden kann.

Ansprechpartner flr auBergerichtliche Schlichtungsstellen
Unser Ziel ist es, Ihnen einen optimalen Service zu bieten. Sollten Sie einmal nicht zufrieden sein,
rufen Sie uns unter 0221 8277-500 an. Wir reagieren unverziglich.

Sie kdnnen sich auch schriftlich an uns wenden: ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, vertreten
durch die Vorstande Rainer Brune (Vorsitzender), Bettina Hesse und Dr. Ulrich Scholten, Deutz-
Kalker Stral3e 46, 50679 Koln.
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Wenn Sie mit unserer Entscheidung nicht einverstanden sind, haben Sie zur au3ergerichtlichen
Streitbeilegung die Mdglichkeit, als unabhéngigen und neutralen Schlichter den Versicherungsom-
budsmann anzusprechen:

Versicherungsombudsmann e. V.

Leipziger Stral’e 121, 10117 Berlin

Telefon: 0800 3696000

Telefax: 0800 3699000

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

oder
DOMCURA AG / Abteilung Beschwerdemanagement / Theodor-Heuss-Ring 49/ 24113 Kiel

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, wird durch diese Institutionen nicht berihrt.
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Il Produktinformation

Mit diesem Produkt-Informationsblatt mdchten wir Innen einen ersten Uberblick {iber die Ihnen ange-
botene Versicherung geben. Diese Informationen sind jedoch nicht abschlieRend. Der vollstédndige
Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag, dem Versicherungsschein und den beigefligten Versiche-
rungsbedingungen. Bitte lesen Sie daher die gesamten Vertragsbestimmungen sorgféltig durch.

1. Welche Art der Versicherung bieten wir lhnen an?

Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutz-Versicherung an. Grundlage sind die beigefiigten Allgemeinen
Bedingungen fir die RechtsschutzVersicherung (ARB 2012) sowie alle weiteren im Antrag genannten
Besonderen Bedingungen und Vereinbarungen.

2. Welche Risiken sind versichert, welche sind nicht versichert?

Die Lebensumstande, aus denen rechtliche Auseinandersetzungen und damit verbundene Kosten
entstehen kdnnen, sind vielféltig. Deshalb haben Sie die Wahl zwischen Rechtsschutz-Produkten fiir
unterschiedliche Gebiete, je nach lhren persdnlichen Umstéanden. Wir haben entsprechend Ihrer An-
frage folgendes Versicherungspaket zugrunde gelegt:

* Verkehrs-Rechtsschutz, § 21 ARB

* Fahrer-Rechtsschutz, § 22 ARB

* Privat-Rechtsschutz, § 23 ARB

* Berufs-Rechtsschutz fir Selbststandige, Rechtsschutz fur Firmen, § 24 ARB

* Rechtsschutz flr Vereine, § 24 ARB

* Privat- und Berufs-Rechtsschutz fur private Haushalte, § 25 ARB

* Kompakt-Rechtsschutz fir private Haushalte (Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz), § 26 ARB

* Erweiterter Straf-Rechtsschutz fuir den privaten und beruflichen, nicht selbststandigen Bereich als
Erganzungsdeckung gemal ESRB

* KompaktPlus-Rechtsschutz fiir private Haushalte (Privat-, Berufs-, Verkehrs-, Wohnungs- und
Grundstiicks-Rechtsschutz sowie Erweiterter Straf-Rechtsschutz), Klausel zu § 26 ARB und ESRB

* Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz, § 27 ARB

* Kompakt-Rechtsschutz fur Unternehmen und freie Berufe (Privat-, Berufs-, Verkehrs-, Wohnungs-
und Grundstiicks- sowie Antidiskriminierungs- Rechtsschutz), § 28 ARB und ADRB

* Universal-Straf-Rechtsschutz als Ergdnzungsdeckung geméanR USRB

* KompaktPlus-Rechtsschutz fiir Unternehmen und freie Berufe (Privat-, Berufs-, Verkehrs-, Woh-
nungs- und Grundstulicks-Rechtsschutz sowie Universal-Straf-Rechtsschutz, Antidiskriminierungs-
Rechtsschutz und Erweiterter Straf-Rechtsschutz), Klausel zu § 28 ARB, USRB, ADRB und ESRB

* Rechtsschutz fir Eigentiimer und Mieter von Wohnungen und Grundstiicken, § 29 ARB

* Erweiterter Straf-Rechtsschutz fur den privaten und beruflichen, nicht selbststandigen Bereich als
Erganzungsdeckung gemal ESRB

* Universal-Straf-Rechtsschutz als Ergdnzungsdeckung gemafl USRB

* Zusatzdeckung JurWay, 8§ 2 o) ARB, bestehend aus JurLine (Hotline fir Rechtsfragen), JurOnline
(Online-Rechtsberatung), JurLoad (Mustervorlagen-Download), JurCheck (praventive Vertragspri-
fung) und JurWebCheck (fir Geschéaftskunden: Prufung von Firmen-Websites)

Wir erbringen und vermitteln Dienstleistungen zur Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen und
tragen die erforderlichen Kosten (z. B. Anwaltsgebiihren und Gerichtskosten) im vereinbarten Umfang
bis zur vereinbarten Versicherungssumme. Gerne helfen wir [hnen dabei, einen kompetenten Anwalt
fur lhr Rechtsproblem zu finden. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und 88 21 bis 29 der
beigefliigten ARB 2012 sowie ggf. den USRB 2012, ADRB 2012 und ESRB 2012.

Bestimmte Kosten sind nicht im Leistungsumfang der Versicherung enthalten, z. B. eine vereinbarte
Selbstbeteiligung. Besonders weisen wir darauf hin, dass bei einem Vergleich von lhnen selbst zu
tragende Kosten entstehen kdnnen. Um dies zu vermeiden, nehmen Sie bitte vor Abschluss des Ver-
gleiches Kontakt mit uns auf. Rechtliche Auseinandersetzungen oder Beratungsbedarf kdnnen mehre-
re Ursachen haben. Versicherungsschutz besteht, wenn die erste Ursache fur den Rechtsschutzfall
nach Beginn des Versicherungsschutzes liegt. Beachten Sie bitte, dass in bestimmten Fallen eine
Wartezeit vereinbart ist: Versicherungsschutz besteht, wenn die erste Ursache nach Ablauf der War-
tezeit eingetreten ist. Einzelheiten entnehmen Sie bitte 8 4 der beigefugten ARB 2012. Aus lhrem
Antrag konnen Sie weitere Einzelheiten ersehen (z. B. Versicherungssumme, Selbstbeteiligung).
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3. Wie hoch ist Ihr Beitrag, wann mussen Sie ihn bezahlen und was passiert, wenn Sie nicht
oder verspétet zahlen?

Beitrag einschlief3lich Versicherungssteuer

Beitragsfalligkeit

Erstmals zum

Versicherungsbeginn

Vertragslaufzeit

Bitte bezahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag spatestens zwei Wochen nach Erhalt des Ver-
sicherungsscheins. Alle weiteren Beitrage sind jeweils zu dem oben angegebenen Termin zu zahlen.
Falls Sie uns eine Lastschriftermé&chtigung erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig fir ausreichende De-
ckung auf lhrem Konto.

Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag schuldhaft nicht rechtzeitig zahlen, kdnnen wir solange
vom Vertrag zuriicktreten, wie Sie nicht gezahlt haben. Auch der Versicherungsschutz beginnt erst mit
dem Eingang der verspateten Zahlung bei uns. Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen,
fordern wir Sie auf, den riickstandigen Beitrag innerhalb einer Frist von mindestens zwei Wochen zu
zahlen. Nach Ablauf dieser Zahlungsfrist entféllt Ihr Versicherungsschutz. Auch kénnen wir den Ver-
trag kindigen. Einzelheiten enthehmen Sie bitte Ihrem Antrag und 8 9 der beigefligten ARB 2012.

4. Welche Leistung en sind ausgeschlossen?
Wir kénnen nicht alle denkbaren Félle versichern, denn sonst missten wir unsere Produkte zu erheb-
lich héheren Beitragen anbieten. Deshalb sind einige Falle vom Versicherungsschutz ausgenommen.
Nicht versichert ist insbesondere die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in ursachlichem
Zusammenhang mit
o dem Erwerb oder der Verauf3erung eines Baugrundstiickes oder der Planung und Errichtung
eines Gebaudes oder Gebaudeteiles,
e genehmigungspflichtigen Umbaumaflinahmen,
e der Finanzierung eines Baugrundstiickes oder Gebaudes sowie dessen Umbaus,
e Spiel- oder Wettvertragen, Gewinnzusagen sowie Termin- oder vergleichbaren Spekulations-
geschéften,
e der Anschaffung, VerduRRerung, Verwaltung von Wertpapieren (z. B. Aktien, Rentenwerte,
Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen, Beteiligungen (z. B. an Kapitalan-
lagemodellen, stillen Gesellschaften, Genossenschaften) und deren Finanzierungen.

Diese Aufzahlung ist nicht abschlie3end. Einzelheiten und eine vollstandige Aufzahlung der Aus-
schlussgriinde entnehmen Sie bitte § 3 der beigefligten ARB 2012.

5. Welche Pflichten hab en Sie bei Vertragsschluss und welche Folg en kénnen Verletzung

en dieser Pflichten haben?

Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemaf prifen kénnen, missen Sie die im Antragsformular enthalte-
nen Fragen unbedingt wahrheitsgeman und vollstéandig beantworten. Wenn Sie bereits rechtsschutz-
versichert sind oder waren, nennen Sie uns bitte den Rechtsschutz-Versicherer, bei dem Sie oder Ihr
Ehe- oder Lebenspartner zuletzt versichert waren. Unrichtige Angaben kénnen zur Anfechtung

des Vertrages filhren. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag.

6. Welche Pflichten hab en Sie wahrend der Vertragslaufzeit und welche Folgen kénnen Verlet-
zungen dieser Pflichten haben?

Wenn lhre im Versicherungsantrag oder spater zum Vertrag gemachten Angaben aufgrund geénder-
ter Umstande angepasst werden missen, sprechen Sie uns bitte an. Haben Sie den Verkehrs- oder
Fahrer-Rechtsschutz versichert, miissen Sie beispielsweise dafur Sorge tragen, dass der Fahrer die
vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat.

Wenn Sie lhre Pflichten nicht erfullen, kann dies schwerwiegende Konsequenzen fur Sie haben. Je
nach Schwere der Pflichtverletzung kénnen Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlie-
ren. Unter Umstanden kdnnen wir uns auch vorzeitig vom Vertrag l6sen. Einzelheiten enthnehmen Sie
bitte 8 11 B und 88 21 Absatz 8, 22 Absatz 5, 26 Absatz 4, Klausel zu § 26 Absatz 7, 88 27 Absatz 5,
28 Absatz 6 sowie Klausel zu § 28 Absatz 9 der beigefugten ARB 2012.
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7. Welche Pflichten haben Sie im Rechtsschutzfall, was missen Sie beachten, wenn Sie recht-
liche Hilfe bendtigen, und welche Folgen kénnen Verletzungen dieser Pflichten haben?

Bitte setzen Sie sich schnellstens mit uns in Verbindung, um die Reichweite des Versicherungsschut-
zes abzuklaren. Gerne helfen wir Ihnen auch bei der Auswahl eines kompetenten Anwaltes fir Ihr
Rechtsproblem.

Selbstverstandlich missen Sie uns und lhren Anwalt vollstandig und wahrheitsgemalf tiber den Sach-
verhalt im Rechtsschutzfall informieren. Eine Verletzung der Pflichten kann schwerwiegende Konse-
guenzen fur Sie haben. Je nach Schwere der Pflichtverletzung kénnen Sie lhren Versicherungsschutz
ganz oder teilweise verlieren. Einzelheiten enthnehmen Sie bitte § 17 Absatz 1, 5 und 6 der beigeflig-
ten ARB 2012.

8. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn die
Zahlung des Beitrages rechtzeitig erfolgt. Den bei Erteilung dieses Produkt-Informationsblattes zu-
grunde gelegten Zeitpunkt fir den Beginn lhres Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte Ziffer 3
dieses Blattes. Dort finden Sie auch Hinweise auf Vertragslaufzeit und -ende.

Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlangert er sich automatisch um jeweils
ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag nicht spatestens drei Monate vor dem Ende der Ver-
tragslaufzeit kiindigen. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, kénnen Sie diesen
schon zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres kiindigen. Beachten Sie auch hier,
dass uns lhre Kiindigung drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre lhrer Vertragslaufzeit oder je-
des darauf folgenden Jahres zugehen muss. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und § 8
der beigefligten ARB 2012.

9. Wie kbnnen Sie den Vertrag beenden?

Neben den unter Ziffer 8 dieses Blattes beschriebenen Kiindigungsmdaglichkeiten zum Ablauf des
Vertrages stehen lhnen weitere Kiindigungsrechte zu, z. B. bei einer Beitragsanpassung, einer
Beitragserh6hung wegen einer Gefahrerhéhung oder einer unberechtigten Ablehnung des Versiche-
rungsschutzes; ferner kénnen Sie oder wir den Vertrag auch vorzeitig kiindigen, wenn wir innerhalb
von zwoélf Monaten fir mindestens zwei Rechtsschutzfalle die Leistungspflicht bejaht haben. Einzel-
heiten entnehmen Sie bitte 88§ 10, 11 B und 13 der beigefligten ARB 2012.
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Il Inhaltstbersicht

Was ist Rechtschutz?

Welche Aufgaben hat eine Rechtsschutz-Versicherung?

Fur welche Rechtsangelegenheiten gibt es Rechtsschutz?

Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht?

In welchen Féllen kann ein Rechtsanwalt entscheiden,

ob die Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist?

Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutz-Leistung?

Was gilt fir den Anspruch auf Rechtsschutz bei Versichererwechsel?

Welche Kosten Uibernimmt der Rechtsschutz-Versicherer?

Welche Kosten Ubernimmt der Rechtsschutz-Versicherer in Mediationsverfahren?
Wo gilt die Rechtsschutz-Versicherung?

Nach welchen Regeln richtet sich das Vertragsverhéltnis zwischen
Rechtsschutz-Versicherer und Versicherten?

Wann beginnt der Versicherungsschutz?

Fur welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen und wie kann

er fristgerecht beendet werden?

Wann ist der Versicherungsbeitrag zu zahlen und welche Folgen

hat eine nicht rechtzeitige Zahlung?

Welche Entwicklung kann zu einer Anpassung der Versicherungsbedingungen
oder der Versicherungsbeitrage fuhren?

Welche Angaben mussen bei der Beantragung des Versicherungsschutzes
gemacht werden und wie wirkt sich eine Veranderung der persénlichen

oder sachlichen Verhaltnisse des Versicherten auf den Versicherungsbeitrag aus?
Was geschieht, wenn der Gegenstand der Versicherung wegfallt?

In welchen Fallen kann der Vertrag vorzeitig gekindigt werden?

Wann verjahrt der Rechtsschutz-Anspruch?

Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen?

Wie sind Erklarungen gegeniiber dem Rechtsschutz-Versicherer abzugeben?

Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten?

Welche Rechte und Pflichten bestehen nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles?
Welche Regelungen gelten fur die vorlaufige Deckung?

Welches Gericht ist fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag zustandig?

In welcher Form wird der Rechtsschutz angeboten?

Rechtsschutz fur Eigentimer und Mieter von Wohnungen und Grundstiuicken
Sowie Vereinbarung zwischen DOMCURA AG und Roland

Seite
81 11
82 11
83 15
§3a 18
84 18
§4a 19
85 20
§5a 23
86 23
87 23
88 24
89 24
§10 26
8§11 27
8§12 29
8§13 30
8§14 30
815 30
816 31
8§17 31
8§19 33
8§20 34
§29 35
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IV Inhalt des Rechtsschutzes

§ 1 Aufgaben der Rechtsschutz-Versicherung

Der Versicherer erbringt die fur die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsneh-
mers oder des Versicherten erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz).

§ 2 Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann zu den Inhalten der 88 21 bis 29 sowie dazugehdrender
Klauseln abgeschlossen werden. Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz

a)

b)

c)

d)

f)

9)

h)

Schadenersatz-Rechtsschutz

fur die Geltendmachung von Schadenersatzanspriichen, soweit diese nicht auch auf einer Ver-
tragsverletzung oder nicht auf einer Verletzung eines dinglichen Rechtes an Grundstiicken, Ge-
bauden oder Gebaudeteilen beruhen;

Arbeits-Rechtsschutz
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhéltnissen sowie aus 6ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnissen hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Anspriche;

Wohnungs- und Grundstiicks-Rechtsschutz

fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhéltnissen, sonstigen Nut-
zungsverhaltnissen und dinglichen Rechten, die Grundsticke, Gebaude oder Gebaudeteile zum
Gegenstand haben, sowie fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit
dem Betreiben einer Anlage zur umweltfreundlichen Erzeugung von Energie zur entgeltlichen
Stromeinspeisung in das offentliche Netz, die fester Bestandteil der selbst genutzten versicherten
Wohneinheit inklusive des dazugehorigen Grundstuckes ist, z. B. Photovoltaik-, Windkraft-, Biothe-
rmieanlage oder Mihlrad;

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuldverhaltnissen und dingli-
chen Rechten, soweit der Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten
ist;

Steuer-Rechtsschutz
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberechtlichen Angelegenheiten vor
deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten;

Sozial-Rechtsschutz
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten;

Verwaltungs-Rechtsschutz
aa) in Verkehrssachen fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen Angele-
genheiten vor Verwaltungsbehdrden und vor Verwaltungsgerichten;

bb) fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im privaten Bereich vor deutschen Verwaltungsge-
richten;

cc) fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im beruflichen Bereich vor deutschen Verwal-
tungsgerichten;

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz
fur die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

Straf-Rechtsschutz
fur die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskraftig festgestellt, dass der Versicherungs-
nehmer das Vergehen vorsatzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu
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k)

erstatten, die dieser fir die Verteidigung wegen des Vorwurfes eines vorsatzlichen Verhaltens ge-
tragen hat;

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsatzliche wie auch fahrlassige Begehung strafbar ist,
solange dem Versicherungsnehmer ein fahrlassiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versi-
cherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen vorsatzlich begangen zu haben, be-
steht riickwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht rechtskraftig festgestellt wird, dass er vorsétz-
lich gehandelt hat.

Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versicherungsschutz, ebenso wenig bei
dem Vorwurf eines Vergehens, das nur vorsétzlich begangen werden kann (z. B. Beleidigung,
Diebstahl, Betrug).

Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch auf den Ausgang des Strafver-
fahrens an.

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz
fur die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit;

Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

fir Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen Rechtsanwaltes in familien-, lebenspart-
nerschafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten, wenn diese nicht mit einer anderen gebihren-
pflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhéangen; daruber hinaus besteht Versiche-
rungsschutz fir ein Mediationsverfahren gemaf § 5 a);

Daten-Rechtsschutz
aa) fur die gerichtliche Abwehr von Anspriichen Betroffener nach dem BDSG auf Auskunft, Berich-
tigung, Sperrung und Léschung;

bb) fur die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit
geman 8§88 43, 44 BDSG.

Wird dem Versicherungsnehmer vorgeworfen, eine Straftat gemaR § 43 BDSG begangen zu ha-
ben, besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer wegen dieser Straftat
rechtskraftig verurteilt wird. In diesem Fall ist er verpflichtet, dem Versicherer die erbrachten Leis-
tungen zuriickzuerstatten;

m) Opfer-Rechtsschutz

fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen einer versicherten Person als Opfer einer der in 8§ 395
Absatz 1 StPO

— Ziffer 1 (Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung),
— Ziffer 2 (Straftaten gegen das Leben),

— Ziffer 3 (Straftaten gegen die korperliche Unversehrtheit),
— Ziffer 4 (Straftaten gegen die personliche Freiheit)
genannten Straftaten.

Rechtsschutz besteht insofern fur

— die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen als Nebenklager und die Vertretung durch einen
Rechtsanwalt als Beistand des Verletzten;

— die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Rahmen des Tater-Opfer-Ausgleiches nach § 46 a
Ziffer 1 StGB,;

— die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zur Geltendmachung von Anspriichen nach dem Sozi-
algesetzbuch und dem Opferentschadigungsgesetz;
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n) Rechtsschutz in Betreuungsverfahren
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen einer versicherten Person in unmittelbarem Zusam-
menhang mit Betreuungsanordnungen nach § 1896 ff. BGB;

0) Rechtsservices
A.im privaten Lebensbereich
JurWay

aa) JurLine —telefonische Rechtsberatung

fur einen ersten telefonischen Rat oder eine erste telefonische Auskunft durch einen in Deutsch-
land zugelassenen Rechtsanwalt in privaten Rechtsangelegenheiten, auf die deutsches Recht an-
wendbar ist, wenn diese Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebuhrenpflichtigen Tatigkeit des
Rechtsanwaltes zusammenhangt;

bb) JurOnline — Online-Rechtsberatung

fur einen ersten Rat oder eine erste Auskunft durch einen in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwalt in privaten Rechtsangelegenheiten, auf die deutsches Recht anwendbar ist, wenn diese
Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebuhrenpflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusam-
menhangt.

Die Beratung erfolgt Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet;

cc) JurCheck — préaventive Vertragsprifung

fur eine allgemeine anwaltliche Prifung von Verbrauchervertragen, die der Versicherungsnehmer
im privaten Lebensbereich zu schlieRen beabsichtigt und auf die deutsches Recht anwendbar ist,
im Hinblick auf fur ihn als Verbraucher rechtlich nachteilige Vertragsklauseln. Die Beratung erfolgt
Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet durch einen in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwalt;

dd) JurLoad
fir den Download von rechtlichen Mustervorlagen und —vertragen aus dem privaten Lebensbereich
Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet.

Die Ausschliusse gemafl § 3 ARB finden keine Anwendung — mit Ausnahme der Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer (8 3 Absatz 2 h) ARB)
sowie der Ausschliisse zu JurCheck (8 3 Absatz 7 ARB);

B. im gewerblichen Bereich
JurWay

aa) JurLine — telefonische Rechtsberatung

fur einen ersten telefonischen Rat oder eine erste telefonische Auskunft durch einen in Deutsch-
land zugelassenen Rechtsanwalt in Rechtsangelegenheiten, die die versicherte selbststandige o-
der freiberufliche Tatigkeit des Versicherungsnehmers betreffen und auf die deutsches Recht an-
wendbar ist, wenn diese Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebihrenpflichtigen Tatigkeit des
Rechtsanwaltes zusammenhangt;

bb) JurOnline — Online-Rechtsberatung

fur einen ersten Rat oder eine erste Auskunft durch einen in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwalt in Rechtsangelegenheiten, die die versicherte selbststandige oder freiberufliche Tatigkeit
des Versicherungsnehmers betreffen und auf die deutsches Recht anwendbar ist, wenn diese
Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebuhrenpflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusam-
menhéngt. Die Beratung erfolgt tiber das ROLAND-Beratungsportal im Internet durch einen in
Deutschland zugelassenen Rechtsanwalt. Sie muss aufgrund eines einfach zu erfassenden Sach-
verhalts ohne weitere Akteneinsicht und umfassende Ruickfragen zur Online-Beratung geeignet
sein;
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cc) JurCheck — préaventive Vertragsprifung

fur eine allgemeine anwaltliche Priifung von Vertragen, die der Versicherungsnehmer im versicher-
ten selbststandigen oder freiberuflichen Bereich zu schlieRen beabsichtigt und auf die deutsches
Recht

anwendbar ist, im Hinblick auf fur ihn rechtlich nachteilige Vertragsklauseln. Die Beratung erfolgt
Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet durch einen in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwalt. Sie muss aufgrund eines einfach zu erfassenden Sachverhalts ohne weitere Akteneinsicht
und umfassende Ruckfragen zur Online-Beratung geeignet sein;

dd) JurLoad
fur den Download von rechtlichen Mustervorlagen und —vertrégen aus dem gewerblichen Bereich
Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet;

ee) JurWebCheck

fur eine anwaltliche Prufung der Website, mit der die versicherte selbststéandige oder freiberufliche
Tatigkeit des Versicherungsnehmers im Internet prasentiert wird oder werden soll, im Hinblick auf
die

rechtlichen Anforderungen an Impressum und Datenschutzerklarung, soweit deutsches Recht an-
wendbar ist. Die Prufung kann alle drei Jahre einmal in Anspruch genommen werden und erfolgt
Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet durch einen in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwalt.

Die Ausschliisse gemaf § 3 ARB finden keine Anwendung — mit Ausnahme der Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer (8 3 Absatz 2 h) ARB)
sowie der Ausschlisse zu JurOnline und JurCheck (§ 3 Absatz 8 ARB);

p) JurMoneyPlus

q)

r

s)

t)

fur die Beitreibung von unstreitigen und félligen Vertragsforderungen von bis zu 100.000 €, fur die
im Falle der gerichtlichen Geltendmachung ein deutsches Gericht zustandig ist und die im unmit-
telbaren

Zusammenhang mit der versicherten gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbststéandigen
Tatigkeit des Versicherungsnehmers stehen. Die Beitreibung erfolgt durch ein vom Versicherer be-
nanntes Inkasso-Unternehmen. Der Versicherer tragt im Falle der teilweisen oder vollstandigen
Uneinbringlichkeit der Hauptforderung die hierfiir anfallenden Kosten gemaf § 5 Absatz 1 i);

Beratungs-Rechtsschutz in privaten Verbraucherinsolvenz- und Restschuldbefreiungsver-
fahren

fur Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes in pri-
vaten Verbraucherinsolvenz- und Restschuldbefreiungsverfahren, wenn diese Rechtsberatung
nicht mit einer anderen gebihrenpflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhangt;

Beratungs-Rechtsschutz bei beantragtem Insolvenzverfahren des Arbeitgebers fir versi-
cherte Personen in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer

fur Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes bei
beantragtem Insolvenzverfahren des Arbeitgebers und dadurch drohender Aufhebung des Arbeits-
verhaltnisses, wenn diese Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebuhrenpflichtigen Tatigkeit
des Rechtsanwaltes zusammenhangt;

Beratungs-Rechtsschutz bei privaten Urheberrechtsverstdfzen im Internet

fur einen ersten Rat und den Entwurf eines ersten Antwortschreibens im Namen des Versiche-
rungsnehmers durch einen in Deutschland zugelassenen ROLAND-Partner-Rechtsanwalt als Re-
aktion auf eine Abmahnung, die der Versicherungsnehmer als Privatperson wegen eines angebli-
chen Urheberrechtsverstol3es im Internet erhalten hat, wenn diese Rechtsberatung nicht mit einer
anderen gebihrenpflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhangt. Die Kosteniibernah-
me ist auf einen Leistungsfall und bis zu 120 € pro Kalenderjahr begrenzt;

Beratungs-Rechtsschutz fur Vorsorgeverfiigungen
fur einen Rat oder eine Auskunft durch einen in Deutschland zugelassenen ROLAND-Partner-
Rechtsanwaltes in Bezug auf ein(e)

— Betreuungsverfiigung,
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— Vorsorgevollmacht,

— Patientenverfugung,

— Testament,

die als Musterdokumente gemaf § 2 o) A. dd) Uber das ROLAND-Beratungsportal im Internet her-
untergeladen werden kénnen und dem Anwalt bei der Beratung vorgelegt werden sollten. Die Kos-
tenlibernahme ist auf insgesamt zwei Leistungsfalle bis zu je 250 € pro Kalenderjahr begrenzt. Die

Rechtsberatung darf nicht mit einer anderen gebihrenpflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes zu-
sammenhangen.

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

Rechtsschutz besteht nicht fiir die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
(1) in ursachlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen oder terroristischen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aus-
sperrung oder Erdbeben;

b) Nuklear- und genetischen Schaden, soweit diese nicht auf eine medizinische Behandlung zu-
rickzufihren sind und nicht im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhéltnis des Versiche-
rungsnehmers und/oder der mitversicherten Person stehen;

c) Bergbauschaden an Grundstiicken und Gebauden;

d) aa) dem Erwerb oder der Veraul3erung eines

— zu Bauzwecken bestimmten Grundstiickes oder

—vom Versicherungsnehmer oder von den mitversicherten Personen nicht selbst zu nutzen-
den bzw. genutzten Grundstiickes, Gebaudes oder Gebaudeteiles;

bb) der Planung oder Errichtung eines Geb&udes oder Gebaudeteiles, das sich im Eigentum
oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben oder in Besitz
zu nehmen beabsichtigt;

cc) der genehmigungspflichtigen baulichen Veranderung eines Grundstiickes, Gebaudes oder
Gebaudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder
das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt;

dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten Vorhaben;

(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzanspriichen, es sei denn, dass diese auf einer Vertragsverlet-
zung beruhen;

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

¢) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungsverhaltnissen gesetzlicher Ver-
treter juristischer Personen;

d) in ursachlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-,Geschmacksmuster-, Ge-
brauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus geistigem Eigentum;

e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht;
f) in ursachlichem Zusammenhang mit

aa) Spiel- und Wettvertragen sowie Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschéften und
Gewinnzusagen;
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bb) der Anschaffung, VerduRerung, Verwaltung von Wertpapieren (z. B. Aktien, Rentenwerte,
Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen, Beteiligungen (z. B. an Kapitalan-
lagemodellen, stillen Gesellschaften, Genossenschaften) und deren Finanzierungen.
Der Ausschluss gilt nicht fiir Geld- und Vermdgensanlagen, soweit Lebens- und Rentenversi-
cherungen sowie Sparvertrage betroffen sind;

g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechtes, soweit nicht Beratungs-
Rechtsschutz gemaR § 2 k) besteht;

h) aus dem Rechtsschutz-Versicherungsvertrag gegen den Versicherer oder das fur diesen tétige
Schadenabwicklungsunternehmen;

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstticken, Gebauden oder Geb&audeteilen sowie
wegen ErschlielBungs- und sonstiger Anliegerabgaben, es sei denn, dass es sich um laufend
erhobene Geblihren fiir die Grundsticksversorgung handelt;

(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshéfen, soweit es sich nicht um
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von Bediensteten internationaler oder supranationaler
Organisationen aus Arbeitsverhaltnissen oder 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhéltnissen han-
delt;

¢) in ursachlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das Uber das Vermégen des
Versicherungsnehmers eréffnet wurde oder eréffnet werden soll, soweit nicht Beratungs-
Rechtsschutz geméan § 2 q) besteht;

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Baugesetzbuch geregelten An-
gelegenheiten;

e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen des Vorwurfes eines Halte- oder
Parkverstof3es, wenn das Verfahren mit einer Einstellung nach § 25 a) StVG endet. In diesen
Fallen sind bis dahin geleistete Zahlungen vom Versicherungsnehmer an den Versicherer zu
erstatten. Das Rechtsbehelfsverfahren nach § 25 a) Absatz 3 StVG ist vom Versicherungs-
schutz ausgenommen;

f) in Verfahren aus dem Bereich des Asyl- und Auslanderrechtes sowie aus dem Bereich des
Rechtes zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Grundsicherung fiir Arbeitsuchende/Sozialhilfe);

g) in Verfahren Uber die Vergabe von Studienplatzen;
h) in Verwaltungsverfahren

aa) zum Schutz der natiirlichen Umwelt und Erhaltung der Funktionsfahigkeit der Okosysteme
(Umweltrecht);

bb) im Zusammenhang mit der Gewahrung und der vollstandigen Versagung einer Subvention
im gewerblichen Bereich, soweit nicht Cross-Compliance-Rechtsschutz gemaf § 27 Absatz 3 e)
besteht;

Subvention ist eine Leistung aus 6ffentlichen Mitteln, die ganz oder teilweise ohne marktméaRige
Gegenleistung gewahrt wird und der Férderung der Wirtschaft oder sonstiger Gemeinwohlinte-
ressen dienen soll;

(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutz-Versicherungsvertrages untereinan-
der, mitversicherter Personen untereinander und mitversicherter Personen gegen den Versiche-
rungsnehmer;

b) sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetragene Lebenspartner, gleich welchen
Geschlechtes) untereinander in ursachlichem Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach
deren Beendigung;
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¢) aus Ansprichen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechtsschutzfalles auf den Versi-
cherungsnehmer Uibertragen worden oder tibergegangen sind;

e) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten Anspriichen anderer

Personen oder aus einer Haftung fur Verbindlichkeiten anderer Personen;

(5) soweit in den Féllen des § 2 a) bis h) ein ursachlicher Zusammenhang damit besteht, dass der
Versicherungsnehmer den Tatbestand, der geméf § 4 ARB den Rechtsschutzfall darstellt, vorsétz-
lich und rechtswidrig verwirklicht hat. Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus,
ist der Versicherungsnehmer zur Rickzahlung der Leistungen verpflichtet, die der Versicherer fur
ihn erbracht hat.

(6) im Rahmen von JurMoneyPlus gemaR § 2 p)

a) fur Forderungen, deren Uneinbringlichkeit dem Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Ertei-
lung des Inkasso-Auftrages bekannt war;

b) wenn

aa) die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkasso-Unternehmens gerichtlich an-
oder rechtshangig oder tituliert ist oder

bb) eine durch das Inkasso-Unternehmen einzuholende Bonitatsauskunft iber den Schuldner
nicht positiv ausféllt oder

cc) die Forderung verjahrt oder noch nicht fallig ist oder
dd) der Schuldner wahrend des Verfahrens Einwendungen gegen die Forderung erhebt.

(7) im Rahmen der praventiven Vertragsprifung JurCheck im privaten Lebensbereich
geman § 2 o) A. cc) fur

b) die Neugestaltung von Vertragen oder wesentlichen Vertragsteilen;

c) die Bewertung steuerrechtlicher Auswirkungen im Zusammenhang mit dem Abschluss eines
Verbrauchervertrages;

c) die Bewertung von Vertrégen uber die Anschaffung, Verauf3erung, Verwaltung von Wertpapie-
ren (z. B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen, Be-
teiligungen) (z. B. an Kapitalanlagemodellen, stillen Gesellschaften, Genossenschaften) und de-
ren Finanzierungen (Bank- und Kapitalanlagerecht);

d) die Bewertung von Vertrdgen aus dem Bereich des Ehe-, Lebenspartnerschafts-und Erbrech-
tes, soweit Ehevertrage, Unterhaltsvereinbarungen, Adoptionsvertrage, Giterstandsbeendi-
gungsvertrage oder Erbvertrage Gegenstand der Prifung sind.

(8) im Rahmen der Online-Rechtsberatung JurOnline und der préventiven Vertragsprifung JurCheck
im gewerblichen Bereich gemaR § 2 o) B. bb) und cc) fur

a) die Neugestaltung von Vertragen oder wesentlichen Vertragsteilen;
b) die Bewertung steuerrechtlicher Sachverhalte;

c) die Beratung Uber Kapitalanlage- und Gesellschaftsvertrage, Vertrage des Vergabe-, Lebensmit-
tel- und Arzneimittelrechts sowie tber Betriebsiibergaben und Betriebsnachfolgen;

d) die Beratung im Zusammenhang mit Asyl- und Auslanderrecht sowie Patent-, Urheber-, Lizenz-,
Marken-, Geschmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus geisti-
gem Eigentum sowie Kartellrecht;
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e) Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit der Gewahrung und der teilweisen oder vollstén-
digen Versagung einer Subvention.

§ 3 a) Ablehnung des Rechtschutzes wegen mangelnder Erfolgsaussichten oder wegen
Mutwilligkeit — Stichentscheid

(1) Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner Auffassung nach

a) in einem der Félle des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg hat oder

b) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der
durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen voraussichtlich entstehende Kostenaufwand
unter

Bertcksichtigung der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem groben Miss-
verhaltnis zum angestrebten Erfolg steht.

Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fallen unverziglich unter Angabe der
Grinde schriftlich mitzuteilen. Eine von der Beurteilung des ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes ab-
weichende Beurteilung der Erfolgsaussichten wird nicht getroffen.

(2) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht geméaR Absatz 1 verneint und stimmt der Versiche-
rungsnehmer der Auffassung des Versicherers nicht zu, kann er den fir ihn tatigen oder noch zu
beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers veranlassen, diesem gegeniber eine
begriindete Stellungnahme abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem an-
gemessenen Verhéltnis zum angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg ver-
spricht. Die Entscheidung ist fur beide Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirkli-
chen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.

(3) Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von mindestens einem Monat setzen,
binnen deren der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt vollstandig und wahrheitsgemaf tber
die Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme
gemaf Absatz 2 abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht in-
nerhalb der vom Versicherer gesetzten Frist nach, entfallt der Versicherungsschutz. Der Versiche-
rer ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer ausdriicklich auf die mit dem Fristablauf verbundene
Rechtsfolge hinzuweisen.

8§ 4 Voraussetzung fur den Anspruch auf Rechtsschutz
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:
(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemaR § 2 a) von dem Schadenereignis an, das dem An-
spruch zugrunde liegt;

b) aa) im Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht gemaR § 2
k) von dem Ereignis an, das die Anderung der Rechtslage des Versicherungsnehmers oder
einer mitversicherten Person zur Folge hat;

bb) im Fall von JurWay im privaten Lebensbereich gemaR 8§ 2 o) A., JurLine — telefonische
Rechtsberatung im privaten Lebensbereich gemaR § 2 0) A. aa) und JurWay im gewerbli-
chen Bereich gemaf § 2 o) B. sowie im Beratungs-Rechtsschutz fir Vorsorgeverfigungen
gemal § 2 t) von dem Zeitpunkt an, in dem das Beratungsbedurfnis aufgrund konkreter
Lebensumstande erstmals entstanden ist;
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cc) im Fall von JurMoneyPlus gemaR § 2 p) von dem Zeitpunkt an, in dem die Forderung fallig
und der Schuldner zum Zeitpunkt des Auftrages an das Inkasso-Unternehmen im Verzug
(8 286 BGB) ist;

¢) in allen anderen Féllen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungsnehmer oder ein ande-
rer einen Verstol3 gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen
haben soll.

Die Voraussetzungen nach a) bis ¢) mussen nach Beginn des Versicherungsschutzes gemaR §
7 und vor dessen Beendigung eingetreten sein. Fir die Leistungsarten nach § 2 b), c), und n)
sowie § 2 d) (soweit der Berufs-Rechtsschutz versichert ist), § 2 g) bb) und cc) sowie § 2 q) bis
§ 2 s) besteht Versicherungsschutz jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versiche-
rungsbeginn (Wartezeit), soweit es sich nicht um die Geltendmachung von Schadenersatzan-
sprichen wegen der Verletzung dinglicher Rechte an Grundstiicken, Geb&uden oder Gebaude-
teilen handelt. Die Wartezeit entsteht nicht, soweit es sich um die Wahrnehmung rechtlicher In-
teressen aus einem Vertragsverhaltnis in Bezug auf ein Kraftfahrzeug handelt.

(2) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall Giber einen Zeitraum, ist dessen Beginn maf3geblich. Sind fir
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere Rechtsschutzfalle ursachlich, ist der erste ent-
scheidend, wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall auf3er Betracht bleibt, der langer als ein Jahr vor
Beginn des Versicherungsschutzes fiir den betroffenen Gegenstand der Versicherung eingetreten
oder, soweit sich der Rechtsschutzfall iber einen Zeitraum erstreckt, beendet ist.

(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklarung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versicherungsschutzes vor-
genommen wurde, den Verstol3 nach Absatz 1 c) ausgeltst hat;

b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals spéater als drei Jahre nach Beendigung des Versiche-
rungsschutzes fur den betroffenen Gegenstand der Versicherung geltend gemacht wird.

(4) Im Steuer-Rechtsschutz (8 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn die tatsachlichen oder behaup-
teten Voraussetzungen fir die der Angelegenheit zugrunde liegende Steuer- oder Abgabefest-
setzung vor dem im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind
oder eingetreten sein sollen.

§ 4 a) Versichererwechsel

(1) Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht in Abweichung von § 4 Ab-
satz 3 und Absatz 4 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklarung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versicherungsschutzes vor-
genommen wurde, in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fallt und der Verstol3 gemaf 8§
4 Absatz 1 c) erst wahrend der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages eintritt; allerdings
nur dann, wenn bezuglich des betroffenen Risikos lickenloser Versicherungsschutz besteht;

b) der Versicherungsfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fallt und der Anspruch auf
Rechtsschutz spater als drei Jahre nach Ende der Vertragslaufzeit eines Vorversicherers ge-
genuber dem Versicherer geltend gemacht wird; allerdings nur dann, wenn der Versicherungs-
nehmer die Meldung beim Vorversicherer nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig versaumt hat
und bezuglich des betroffenen Risikos lickenloser Versicherungsschutz besteht;

c) im Steuer-Rechtsschutz (8§ 2 e) die tatsachlichen oder behaupteten Voraussetzungen fir die
der Angelegenheit zugrunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung wahrend der Vertrags-
laufzeit eines Vorversicherers eingetreten sind oder eingetreten sein sollen und der VerstoR3
gemal § 4 Absatz 1 c) erst wahrend der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages eintritt;
allerdings nur dann, wenn beziglich des betroffenen Risikos lickenloser Versicherungsschutz
besteht.

(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewahrt, der zum Zeitpunkt des Eintritts des Rechtsschutzfalles
bestanden hat, h6chstens jedoch im Umfang des Vertrages des Versicherers.
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§ 5 Leistungsumfang

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur rechtlichen Interessenwahrnehmung
und tragt

a)

b)

<)

d)

e)

f)

bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergiitung eines fir den Versicherungsnehmer
tatigen Rechtsanwaltes bis zur Hohe der gesetzlichen Vergitung eines am Ort des zusténdi-
gen Gerichtes ansassigen Rechtsanwaltes. Der Versicherer tragt in Fallen, in denen das
Rechtsanwaltsvergutungsgesetz fir die Erteilung eines miindlichen oder schriftichen Rates
oder einer Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen geblhrenpflichtigen Tatigkeit zu-
sammenhangt, und fur die Ausarbeitung eines Gutachtens keine der Héhe nach bestimmte
Geblihr festsetzt, je nach Rechtsschutzfall eine Vergttung von bis zu 250 €. Wohnt der Versi-
cherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zustandigen Gericht entfernt und erfolgt eine
gerichtliche Wahrnehmung seiner Interessen, tragt der Versicherer bei den Leistungsarten
gemal § 2 a) bis g) die Kosten in der ersten Instanz fiir einen im Landgerichtsbezirk des Ver-
sicherungsnehmers ansassigen Rechtsanwalt bis zur Héhe der gesetzlichen Vergitung eines
Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr des Versicherungsnehmers mit dem Prozessbe-
vollméchtigten fuhrt;

bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergitung eines fur den Versicherungs-
nehmer tatigen, am Ort des zustandigen Gerichtes ansassigen ausléandischen oder eines im
Inland zugelassenen Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall tragt der Versicherer die Vergitung bis
zur Hohe der gesetzlichen Vergitung, die entstanden wére, wenn das Gericht, an dessen Ort
der Rechtsanwalt anséssig ist, zustandig ware.

Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zustdndigen Gericht entfernt
und ist ein auslandischer Rechtsanwalt fiir den Versicherungsnehmer tatig, trégt der Versiche-
rer die Kosten der ersten Instanz fir einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers
ansassigen Rechtsanwalt bis zur Héhe der gesetzlichen Vergutung eines Rechtsanwaltes, der
lediglich den Verkehr mit dem ausléandischen Rechtsanwalt fiihrt. Ist der Rechtsschutzfall durch
einen Kraftfahrtunfall im européischen Ausland eingetreten und eine zunachst betriebene Re-
gulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Entschadigungsstelle im Inland
erfolglos geblieben, sodass eine Rechtsverfolgung im Ausland notwendig wird, tragt der Versi-
cherer zusatzlich die Kosten eines inlandischen Rechtsanwaltes bei der Regulierung mit dem
Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Entschadigungsstelle im Inland bis zur Héhe einer
Korrespondenzgeblihr;

die Gerichtskosten einschlief3lich der Entschéadigung fur Zeugen und Sachversténdige, die vom
Gericht herangezogen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers;

die Gebuhren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Hohe der Geblhren, die im
Falle der Anrufung eines zustandigen staatlichen Gerichtes erster Instanz entstehen; die Kos-
ten fur die Mediation richten sich hingegen ausschlie3lich nach 8 5 a);

die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehérden einschlie3lich der Entschadigung fur Zeu-
gen und Sachverstandige, die von der Verwaltungsbehdrde herangezogen werden, sowie die
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungswege;

die Ubliche Vergltung

aa) eines offentlich bestellten technischen Sachverstéandigen oder einer rechtsfahigen techni-
schen Sachverstandigenorganisation in Fallen der

— Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren;
— Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Reparaturvertragen

von Motorfahrzeugen sowie Anhangern;
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)

h)

2

a)

b)

bb) eines im Ausland anséssigen Sachverstandigen in Fallen der Geltendmachung von Er-
satzansprichen wegen der im Ausland eingetretenen Beschadigung eines Motorfahrzeuges
sowie Anhangers;

die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem auslandischen Gericht, wenn sein
Erscheinen als Beschuldigter oder Partei vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechts-
nachteilen erforderlich ist. Die Kosten werden bis zur Héhe der fiir Geschéftsreisen von deut-
schen Rechtsanwalten geltenden Satze bernommen;

die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen entstandenen Kosten,
soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstattung verpflichtet ist;

im Rahmen von JurMoneyPlus gemal § 2 p) die Kosten des Inkassoverfahrens fur féllige ver-
tragliche Zahlungsforderungen bis zu 100.000 € durch das vom Versicherer benannte Inkasso-
Unternehmen. Dies beinhaltet die Kosten fir die auf3ergerichtliche Mahnung, die gerichtliche
Titulierung im Mahnverfahren sowie bis zu finf ZwangsvollstreckungsmafRnahmen. Rechtsan-
waltskosten werden nicht getragen.

Der Versicherungsnehmer kann die Ubernahme der vom Versicherer zu tragenden Kosten
verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflich-
tung bereits erfillt hat.

Vom Versicherungsnehmer in fremder Wahrung aufgewandte Kosten werden diesem in Euro
zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer ge-
zahlt wurden.

(3) Der Versicherer tragt nicht

a)

b)

c)

Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht tbernommen hat;

Kosten, die bei einer einverstandlichen Erledigung entstanden sind, soweit sie nicht dem Ver-
haltnis des vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis ent-
sprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorge-
schrieben ist.

Endet eine versicherte aul3ergerichtliche Auseinandersetzung mit einer einverstandlichen Er-
ledigung und hatte der Versicherungsnehmer einen ROLAND-Partner-Rechtsanwalt mit der
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen beauftragt, tréagt der Versicherer dessen Honorar
jedoch in voller Hohe. Ein insoweit auf den Versicherer ibergehender materiell-rechtlicher
Kostenerstattungsanspruch bleibt hiervon unberiihrt;

die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall, es sei denn,

aa) es wurde ein ROLAND-Partner-Rechtsanwalt beauftragt und der Rechtsschutzfall wird mit
Kosten bis 250 € zzgl. MwSt. abgeschlossen;

bb) die Tatigkeit des ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes beschrankt sich auf die Leistung Bera-
tung bei Vorliegen eines schriftlichen Aufhebungsangebots als Erganzung der Leistung Ar-
beits-Rechtsschutz gemaf § 2 b);

cc) die Tatigkeit des ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes beschrankt sich auf die Leistung Bera-
tungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht geman § 2 k);

dd) die Tatigkeit des Rechtsanwaltes beschrankt sich auf die Leistungsart JurWay im privaten
Lebensbereich gemanR § 2 o) A. oder JurLine — telefonische Rechtsberatung im privaten Le-
bensbereich gemaf § 2 0) A. aa) oder JurWay im gewerblichen Bereich gemaf § 2 0) B.;

ee) die Leistung beschrankt sich auf JurMoneyPlus geman § 2 p);
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ff) die Tatigkeit des ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes beschrénkt sich auf die Leistung Bera-
tungs-Rechtsschutz in privaten Verbraucherinsolvenz-und Restschuldbefreiungsverfahren
geman 8§ 2 q);

gg) die Tatigkeit des ROLAND-Partner-Rechtsanwaltes beschrankt sich auf die Leistung Bera-
tungs-Rechtsschutz bei beantragtem Insolvenzerdffnungsverfahren des Arbeitgebers einer
versicherten Person in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer geman § 2 r);

hh) die Tatigkeit des ROLAND-Partner-Rechtsanwalts beschrankt sich auf die Leistung Bera-
tungs-Rechtsschutz bei privaten Urheberrechtsverstofien im Internet gemaf § 2 s);

ii) die Tatigkeit des ROLAND-Partner-Rechtsanwalts beschrankt sich auf die Leistung Bera-
tungs-Rechtsschutz fiir Vorsorgeverfiigungen geman § 2 t);

d) Kosten, die aufgrund der vierten — im Fall von JurMoneyPlus gemalR § 2 p) der sechsten —
oder jeder weiteren Zwangsvollstreckungsmafnahme je Vollstreckungstitel entstehen;

e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmal3nahmen, die spater als finf Jahre nach
Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;

f) Kosten fur Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer Geldstrafe oder -
buRRe unter 250 €;

g) Kosten, zu deren Ubernahme ein anderer verpflichtet ware, wenn der Rechtsschutz-
Versicherungsvertrag nicht bestiinde;

h) Kosten im Fall von JurMoneyPlus gemaR § 2 p), wenn

aa) nach der Bonitatsauskunft tber den Schuldner Anhaltspunkte daftr vorliegen, dass die
Forderung nicht beigebracht werden kann oder

bb) der Schuldner Einwéande gegen die Forderung erhebt oder
cc) im gerichtlichen Mahnverfahren Widerspruch einlegt.

(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall héchstens die vereinbarte Versicherungssumme.
Zahlungen fur den Versicherungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben
Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch fir Zahlungen aufgrund
mehrerer Rechtsschutzfélle, die zeitlich und urséchlich zusammenhéangen.

(5) Der Versicherer sorgt fur

a) die Ubersetzung der fiir die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsneh-
mers im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen und tragt die dabei anfallenden Kos-
ten;

b) die Bestellung eines im Ausland fur die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versi-
cherungsnehmers erforderlichen Dolmetschers und tragt die flr dessen Tatigkeit entstehen-
den Kosten;

¢) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Héhe fiir eine Kaution, die ge-
stellt werden muss, um den Versicherungsnehmer einstweilen von Strafverfolgungsmaf3nah-
men zu verschonen.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs- Rechtsschutz im Fami-
lien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k) fiir Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz (8 2 e) fur Angehdrige der steuerberatenden Berufe;
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c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland fur dort ansassige rechts- und sachkun-
dige Bevollméchtigte.

8§ 5 a) Einbeziehung des aul3ergerichtlichen Mediationsverfahrens

(1) Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, au3ergerichtlichen Streitbeilegung, bei dem die Partei-
en mithilfe der Moderation eines neutralen Dritten, des Mediators, eine eigenverantwortliche Prob-
lemlésung erarbeiten.

Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsnehmer einen Mediator zur Durchfuhrung des Media-
tionsverfahrens in Deutschland und tragt dessen Kosten im Rahmen von Absatz 3.

(2) Der Rechtsschutz fur Mediation erstreckt sich auf die im Rechtsschutzvertrag vereinbarten Leis-
tungsarten.

(3) Der Versicherer tragt den auf den Versicherungsnehmer entfallenden Anteil an den Kosten des
vom Versicherer vermittelten Mediators bis zu 2.000 € je Mediation, fur alle in einem Kalenderjahr
eingeleiteten Mediationen jedoch nicht mehr als 4.000 €. Sind am Mediationsverfahren auch nicht
versicherte Personen beteiligt, Gbernimmt der Versicherer die Kosten anteilig im Verhaltnis versi-
cherter zu nicht versicherten Personen.

(4) Fur die Téatigkeit des Mediators ist der Versicherer nicht verantwortlich. Soweit vorstehend nicht
ausdriicklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die Bestimmungen der 88 1, 3 mit Aushnahme von
Abséatzen 1 d), 3 d) und 4 b) sowie 88 4, 7 bis 17 und 20 entsprechend.

§ 6 Ortlicher Geltungsbereich
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

(1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Europa, den Anlieger-
staaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln, Madeira oder den Azoren erfolgt und ein
Gericht oder eine Behérde in diesem Bereich gesetzlich zustandig ist oder zustandig ware, wenn
ein gerichtliches oder behordliches Verfahren eingeleitet werden wiirde.

(2) Fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen auf3erhalb des Geltungsbereiches nach Absatz 1
tragt der Versicherer bei Rechtsschutzfallen, die dort wahrend eines langstens sechs Monate dau-
ernden Aufenthaltes eintreten, die Kosten nach § 5 Absatz 1 bis zu einem Hdchstbetrag von
100.000 €. Kosten bis zu dieser Hohe werden auch fir die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
aus Vertragen Ubernommen, die tUber das Internet abgeschlossen wurden, soweit eine Interessen-
wahrnehmung aul3erhalb des Geltungsbereiches gemal Absatz 1 notwendig ist.

Insoweit besteht kein Rechtsschutz

a) fur die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Verauf3erung von
dinglichen Rechten oder Teilzeithutzungsrechten (Timesharing) an Grundstiicken, Gebauden oder
Gebaudeteilen;

b) fur die Interessenwahrnehmung gemaf § 24 Absatz 2 b), § 28 Absatz 3 b) sowie der Klausel zu §
28 Absatz 3 b) (KompaktPlus- Rechtsschutz fir Unternehmen und freie Berufe).

§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der

Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von § 9 B Absatz 1
Satz 2 zahlt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberthrt.
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§ 8 Dauer und Ende des Vertrages
(1) Vertragsdauer
Der Vertrag ist fir die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

(2) stillschweigende Verlangerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlangert sich der Vertrag um jeweils ein
Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Ver-
sicherungsjahres eine Kindigung in Textform zugegangen ist.

(3) Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kiundi-
gung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

(4) Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum
Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres in Textform kindigen; die Kindigung
muss dem Versicherer spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres
zugegangen sein.

8 9 Versicherungsbeitrag
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:
A. Beitrag und Versicherungssteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthélt die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer
in der jeweils vom Gesetz bestimmten Hohe zu entrichten hat.

B. Zahlung und Folgen verspéateter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag
(1) Falligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverziglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang
des Versicherungsscheines fallig. Ist Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als ers-
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrages.

(2) Spaterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu
einem spéateren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffélligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Der Versiche-
rungsschutz beginnt aber zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) Rucktritt
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Ver-
sicherer vom Vertrag zuriicktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht
zurucktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten hat.

C. Zahlung und Folgen verspateter Zahlung/Folgebeitrag

(1) Falligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
Die Folgebeitrage sind am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraumes féllig. Die Zahlung

gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung ange-
gebenen Zeitpunkt erfolgt.
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(2) Verzug

Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in
Verzug, es sei denn, dass er die verspatete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer ist
berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Diese Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die riickstandigen Betrdge des Beitrags,
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absétzen 4
und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung im Verzug,
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen wurde.

(5) Kundigung

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kiindigen, wenn er den Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat. Hat der Versi-
cherer gekiindigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Fir Rechtsschutzfélle, die zwischen dem in Absatz 4 ge-
nannten Zeitpunkt (Ablauf der Zahlungsfrist) und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein
Versicherungsschutz.

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermachtigung
(1) Rechtzeitige Zahlung

Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn
der Beitrag zu dem Félligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer
berechtigten Einziehung nicht widerspricht. Konnte der féllige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch
rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt.

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens

Kann der fallige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die Einzugser-
maéachtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Griinden zu vertreten,
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, kiinftig Zahlung au-
Rerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Ubermittlung des
Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

E. Teilzahlung und Folgen bei verspéteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort
fallig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der
Versicherer fur die Zukunft jahrliche Beitragszahlung verlangen.

F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit nicht etwas anderes be-

stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz bestanden hat.
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§ 10 Bedingungs- und Beitragsanpassung
A. Bedingungsanpassung
(1) Der Versicherer ist berechtigt, bei

— Anderung bestehender oder Inkrafttreten neuer Rechtsvorschriften, die sich unmittelbar auf
einzelne Bestimmungen des Versicherungsvertrages auswirken;

— den Versicherungsvertrag betreffender Anderung der héchstrichterlichen Rechtsprechung;

— rechtskréftiger Feststellung der Unwirksamkeit einzelner Bedingungen durch ein Gericht oder

— Beanstandung einzelner Bedingungen als mit geltendem Recht nicht vereinbar durch die Versi-
cherungsaufsichtsbehérde oder Kartellbehdrde im Wege eines bestandskraftigen Verwaltungs-
akts

die betroffenen Bedingungen zu &ndern, zu ergénzen oder zu ersetzen (Anpassung).

(2) Die Anpassung kommt nur in Betracht fir Bedingungen Uber Gegenstand und Umfang der Versi-
cherung, Ausschliisse, Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nach Vertragsschluss, Bei-
tragsanpassung, Vertragsdauer und Kindigung.

(3) Die Anpassung ist nur zulassig, wenn durch die genannten Anderungsanldsse das bei Vertrags-
schluss zugrunde gelegte Verhaltnis in nicht unbedeutendem Maf3e gestort ist. In den Fallen der
Unwirksamkeit und der Beanstandung einzelner Bedingungen ist die Anpassung dartiber hinaus
nur dann zuldssig, wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthalten, die an die Stel-
le der unwirksamen oder beanstandeten Bedingungen treten.

(4) Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte Verhaltnis zwischen Leistung
und Gegenleistung bei Gesamtbetrachtung der Anpassung nicht zum Nachteil des Versicherungs-
nehmers gedndert werden (Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss nach den Grundsat-
zen einer ergdnzenden Vertragsauslegung unter Wahrung der beiderseitigen Interessen erfolgen.

(5) Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben genannten Voraussetzungen fiir im Wesentlichen
inhaltsgleiche Bedingungen des Versicherers, wenn sich die gerichtlichen und behérdlichen
Entscheidungen gegen Bedingungen anderer Versicherer richten.

(6) Die Zulassigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss von einem unabhéngigen Treuhander
Uberprift und bestatigt werden. Die Bestimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes fiir die
Bestellung eines Treuhanders gelten entsprechend.

(7) Die angepassten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer schriftlich bekannt gegeben
und erlautert. Sie gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb von sechs
Wochen nach Bekanntgabe in Textform widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekanntgabe
ausdrucklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist gentigt die rechtzeitige Absendung des Wider-
spruchs.

(8) Bei fristgemaliem Widerspruch tritt die Anpassung nicht in Kraft. Der Versicherer kann innerhalb
von vier Wochen nach Zugang des Widerspruchs den Versicherungsvertrag mit einer Frist von
acht Wochen zum Ende eines jeden Monats kiindigen, wenn fir ihn das Festhalten an dem Vertrag
ohne die Anpassung unzumutbar ist.

B. Beitragsanpassung

(1) Ein unabhéngiger Treuhénder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden Jahres, um welchen Vomhun-
dertsatz sich fur die Rechtsschutz- Versicherung das Produkt von Schadenhéufigkeit und Durch-
schnitt der Schadenzahlungen einer gentigend groRen Zahl der die Rechtsschutz-Versicherung be-
treibenden Versicherer im vergangenen Kalenderjahr erh6ht oder vermindert hat. Als Schadenh&u-
figkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der in diesem Jahr gemeldeten Rechtsschutzfalle geteilt
durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen
eines Kalenderjahres gilt die Summe der Zahlungen, die fir alle in diesem Jahr erledigten Rechts-
schutzfalle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl dieser Rechtsschutzfélle. Verdnde-
rungen der Schadenhaufigkeit und des Durchschnitts der Schadenzahlungen, die von Leistungs-
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verbesserungen herriihren, werden bei den Feststellungen des Treuh&nders nur bei denjenigen
Vertréagen bertcksichtigt, in denen sie in beiden Vergleichsjahren bereits enthalten sind.

(2) Die Ermittlung des Treuhanders erfolgt fur Versicherungsvertrage

—gemal den 8§88 21 und 22 ARB,

— gemaR den 88 23, 24, 25 und 29 ARB, 22 und 24 TRB,

—gemaR den 88 26 und 27 ARB, 21 TRB, Basis-Rechtsschutz fir private Haushalte,

—gemal den 8§88 28 ARB, 23 und 25 TRB, Basis-Rechtsschutz fur Unternehmen und freie Berufe

nebst den zusétzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar jeweils unterschieden nach Ver-
trdgen mit und ohne Selbstbeteiligung. (TRB = Besondere Bedingungen fir die Top-Rechtsschutz-
Versicherung.)

(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhanders einen Vomhundertsatz unter 5, unterbleibt eine Bei-
tragsanderung. Der Vomhundertsatz ist jedoch in den folgenden Jahren mit zu beriicksichtigen.

Ergeben die Ermittlungen des Treuhénders einen héheren Vomhundertsatz, ist dieser, wenn er
nicht durch 2,5 teilbar ist, auf die nachstniedrige durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden.

Im Falle einer Erhdhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet,
den Folgejahresbeitrag um den abgerundeten Vomhundertsatz zu veréandern. Der erhdhte Beitrag
darf den zum Zeitpunkt der Erhéhung geltenden Tarifbeitrag nicht Ubersteigen.

(4) Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unternehmenseigenen Zahlen des Versicherers zu
ermittelnde Vomhundertsatz in den letzten drei Jahren, in denen eine Beitragsanpassung maoglich
war, geringer erhoht, als er vom Treuh&nder fir diese Jahre festgestellt wurde, darf der Versicherer
den Folgejahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungsgruppe gemal Absatz 2 nur um den im letz-
ten Kalenderjahr nach seinen Zahlen ermittelten Vomhundertsatz erhéhen. Diese Erhdhung darf
diejenige nicht Ubersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt.

(5) Die Beitragsanpassung gilt fur alle Folgejahresbeitrage, die ab 1. Oktober des Jahres, in dem die
Ermittlungen des Treuhanders erfolgten, fallig werden. Sie unterbleibt, wenn seit dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn fir den Gegenstand der Versicherung noch nicht
ein Jahr abgelaufen ist.

(6) Erhoéht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes andert, kann der
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers mit sofortiger Wirkung in Textform kindigen, friilhestens jedoch zu dem Zeit-
punkt, in dem die Beitragserhohung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den Versiche-
rungsnehmer in der Mitteilung auf das Kundigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem
Versicherungsnehmer spatestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhéhung zu-
gehen. Eine Erh6hung der Versicherungssteuer begrtindet kein Kiindigungsrecht.

§ 11 Anderung der fiir die Beitragsbemessung wesentlichen Umstande
A. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
(1) Vollstandigkeit und Richtigkeit von Angaben tber gefahrerhebliche Umstéande

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklarung dem Versicherer alle ihm
bekannten Gefahrumstande in Textform anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform ge-
fragt hat und die fur den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schlieen. Der Versicherungsnehmer ist auch zur Anzeige verpflichtet, wenn nach
seiner Vertragserklarung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne
des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umsténde, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Ein-
fluss auszutiben, den Vertrag tiberhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschlief3en.
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Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser
den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als
habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

(2) Rucktritt des Versicherers

a) Voraussetzungen des Rucktritts
Unvollstéandige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umstanden berechtigen den
Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurtickzutreten.

b) Ausschluss des Rucktrittsrechts
Der Versicherer hat kein Ricktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
oder sein Vertreter die unrichtigen oder unvollstandigen Angaben weder vorsatzlich noch grob
fahrlassig gemacht hat.

Das Rucktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch

bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-

sen hétte.

¢) Folgen des Rucktritts

Im Fall des Rucktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt der Versicherer nach Eintritt des
Versicherungsfalles zurtick, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollstandig oder unrichtig angezeigte Umstand weder
fur den Eintritt des Versicherungsfalles noch fur die Feststellung oder den Umfang der Leistung
ursachlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. Dem Versicherer steht der Teil des Beitra-
ges zu, der der bis zum Wirksamwerden der Ricktrittserklarung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht.

(3) Kuindigung

Ist das Riicktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlassigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kiindigen.

Das Kiindigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umsténde, wenn auch zu ande-
ren Bedingungen, geschlossen héatte.

(4) Ruckwirkende Vertragsanpassung

Kann der Versicherer nicht zurticktreten oder kiindigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der

nicht angezeigten Umstande, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hétte, werden die ande-
ren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers riickwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versi-

cherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhoht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schlief3t der
Versicherer die Gefahrabsicherung fir den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
fristlos in Textform kindigen.

(5) Auslibung der Rechte des Versicherers

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 2 bis 4 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begriindet, Kenntnis erlangt. Er hat die
Umsténde anzugeben, auf die er seine Erklarung stitzt; er darf nachtréglich weitere Umstéande zur
Begrindung seiner Erklarung abgeben, wenn fur diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.

Version v.2014 Seite 28 von 42



Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 4 nur zu, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 2 bis 4 genannten Rechte nicht berufen, wenn er
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

(6) Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Tauschung anzufechten, bleibt unbe-
ruhrt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum
Wirksamwerden der Anfechtungserklarung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

B. Gefahrerhéhung

(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versicherers einen héheren
als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an
fuir die hierdurch entstandene héhere Gefahr den hdheren Beitrag verlangen. Wird die hdhere Ge-
fahr nach dem Tarif des Versicherers auch gegen einen hdheren Beitrag nicht ibernommen, kann
der Versicherer die Absicherung der hoheren Gefahr ausschlie3en. Erhoht sich der Beitrag wegen
der Gefahrerhhung um mehr als 10 Prozent oder schliel3t der Versicherer die Absicherung der
héheren Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kiindigen. In der Mitteilung hat
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kiindigungsrecht hinzuweisen. Der Versiche-
rer kann seine Rechte nur innerhalb eines Monats nach Kenntnis ausiben.

(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versicherers einen geringe-
ren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes
an nur noch den geringeren Beitrag verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand
dem Versicherer spater als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag erst vom Eingang
der Anzeige an herabgesetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats nach Zugang einer Auffor-

derung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Pflicht, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat kiindigen, wenn die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers vorsétzlich oder grob
fahrlassig war. Das Nichtvorliegen der groben Fahrlassigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese Angaben vorsatzlich unrichtig
oder unterlasst er die erforderlichen Angaben vorsétzlich und tritt der Versicherungsfall spater als
einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem Versicherer hatten zugehen ms-
sen, so hat der Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn, dem Versicherer
war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen der erforder-
lichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlassigkeit, kann der Versicherer den
Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhaltnis kiirzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlassigkeit hat
der Versicherungsnehmer zu beweisen.
Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles die Frist fir die Kiindigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekiindigt hat.
Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr weder fiir den Eintritt des
Versicherungsfalles noch fir den Umfang der Leistung des Versicherers urséchlich war.

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die Gefahr nur unerheblich
erhoht hat oder nach den Umstanden als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerh6hung mit-
versichert sein soll.

§ 12 Wegfall des versicherten Interesses

(1) Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versi-
cherer davon Kenntnis erhalt, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung
weggefallen ist. In diesem Fall steht ihm der Beitrag zu, den er hatte erheben kénnen, wenn die
Versicherung nur bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden waére.
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(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungsschutz bis zum Ende
der laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus
sonstigen Griinden ein Wegfall des Gegenstandes der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem
Todestag nachstfallige Beitrag bezabhlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag beste-
henden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder fiir den gezahlt wur-
de, tritt an die Stelle des verstorbenen Versicherungsnehmers. Er kann innerhalb eines Jahres
nach dem Todestag die Aufthebung des Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag verlan-
gen.

(3) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete selbst genutzte
Wohnung oder das selbst genutzte Einfamilienhaus, geht der Versicherungsschutz auf das neue
Objekt Uber. Versichert sind Rechtsschutzfalle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung ste-
hen, auch soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt
fur Rechtsschutzfélle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder tat-
sachlichem Bezug eintreten.

(4) Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er flr seine gewerbliche, freiberufliche oder
sonstige selbststéandige Tatigkeit selbst nutzt, findet Absatz 3 entsprechende Anwendung, wenn
das neue Objekt nach dem Tarif des Versicherers weder nach Grof3e noch nach Miet- oder Pacht-
hohe einen hdheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt.

§ 13 Kiindigung nach Rechtsschutzfall

(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung verpflichtet ist, kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag vorzeitig kiindigen.

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht fir mindestens zwei innerhalb von zwdlf Monaten
eingetretene Rechtsschutzfalle, sind der Versicherungsnehmer und der Versicherer nach Anerken-
nung der Leistungspflicht fir den zweiten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Ver-
trag vorzeitig zu kindigen.

(3) Die Kiindigung muss dem Vertragspartner spatestens einen Monat nach Zugang der Ablehnung
des Rechtsschutzes gemaf Absatz 1 oder Anerkennung der Leistungspflicht gemar Absatz 2 in
Textform zugegangen sein. Kundigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kiindigung sofort nach
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass
die Kiindigung zu einem spéateren Zeitpunkt, spatestens jedoch zum Ende des laufenden Versiche-
rungsjahres, wirksam wird. Eine Kiindigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

(4) Wird der Vertrag gektindigt, hat der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der der
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

§ 14 Gesetzliche Verjahrung

(1) Die Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet
sich nach den allgemeinen Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuches.

(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die Ver-
jahrung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versi-
cherers dem Versicherten in Textform zugeht.

§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen/Definition Lebenspartner

(1) Versicherungsschutz besteht fur den Versicherungsnehmer und im jeweils bestimmten Umfang fiir
die in den 88 21 bis 28 oder im Versicherungsschein genannten sonstigen Personen. Aul3erdem
besteht Versicherungsschutz fur Anspriiche, die naturlichen Personen aufgrund Verletzung oder
Totung des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person kraft Gesetzes zustehen.

(2) Fur mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betreffenden Bestimmungen
sinngemal. Der Versicherungsnehmer kann jedoch widersprechen, wenn eine andere mitversi-
cherte Person als sein ehelicher, eingetragener oder im Versicherungsschein genannter sonstiger
Lebenspartner Rechtsschutz verlangt.
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(3) Mitversicherte Lebenspartner sind

a) der Ehepartner oder
b) der eingetragene Lebenspartner oder
¢) der im Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner.

Die Mitversicherung eines Lebenspartners nach Absatz 3 c) setzt voraus, dass weder der Versi-
cherungsnehmer noch der Lebenspartner anderweitig verheiratet ist oder eine andere eingetrage-
ne Lebenspartnerschaft besteht.

§ 16 Anzeigen, Willenserklarung en, Anschriftendnderung

(1) Alle fur den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklarungen sollen an die Hauptverwaltung des
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachtragen als zustandig be-
zeichnete Geschaéftsstelle gerichtet werden.

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt,
genugt fur eine Willenserklarung, die dem Versicherungsnehmer gegeniiber abzugeben ist, die
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die
Erklarung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend
fur den Fall einer Namenséanderung des Versicherungsnehmers.

(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung fir seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2 entspre-
chende Anwendung.

8 17 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles

(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers nach Eintritt eines
Rechtsschutzfalles erforderlich, hat er

a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverziiglich — ggf. auch mindlich
oder telefonisch — anzuzeigen;

b) den Versicherer vollstandig und wahrheitsgeman tber samtliche Umstande des Rechtsschutz-
falles zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfi-
gung zu stellen;

) soweit seine Interessen nicht unbillig beeintréchtigt werden,

aa)

bb)

Kosten auslésende Malinahmen mit dem Versicherer abzustimmen, insbesondere vor
der Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor der Einlegung von Rechtsmitteln die
Zustimmung des Versicherers einzuholen. Hat der Versicherungsnehmer einen
ROLAND-Partner- Rechtsanwalt beauftragt und liegt der Streitwert unter 50.000 €, kdn-
nen Klage, Rechtsmittel und Rechtsbeschwerde ohne vorherige Zustimmung eingelegt
werden, soweit sich im Lauf der Mandatsbearbeitung und nach Erhalt der Deckungszu-
sage keine Anderungen im Sachvortrag der Parteien ergeben, die Einfluss auf die Leis-
tungsverpflichtung des Versicherers haben kénnen;

fur die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu sorgen. Dies bedeutet, dass
die Rechtsverfolgungskosten so gering wie moglich gehalten werden sollen. Von mehre-
ren moglichen Vorgehensweisen hat der Versicherungsnehmer die kostengtinstigste zu
wahlen, indem er z. B. (Aufzéhlung nicht abschlie3end):

— nicht zwei oder mehr Prozesse fuhrt, wenn das Ziel kostengulinstiger mit einem Prozess
erreicht werden kann (z.B. Bundelung von Anspriichen oder Inanspruchnahme von Ge-
samtschuldnern als Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter Klageer-
hebung),
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— auf (zuséatzliche) Klageantrége verzichtet, die in der aktuellen Situation nicht oder noch
nicht notwendig sind,

—vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen Verfahrens abwartet,
das tatsachliche oder rechtliche Bedeutung fiir den beabsichtigten Rechtsstreit haben
kann,

—vorab nur einen angemessenen Teil der Anspriiche einklagt und die etwa nétige ge-
richtliche Geltendmachung der restlichen Anspriiche bis zur Rechtskraft der Entschei-
dung uber die Teilanspriche zuriickstellt,

—in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur Erhebung von Klagen oder
zur Einlegung von Rechtsbehelfen zur Verfligung steht, dem Rechtsanwalt einen unbe-
dingten Prozessauftrag erteilt, der auch vorgerichtliche Tatigkeiten mit umfasst.

cc) Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens Weisungen des Versiche-
rers einzuholen und zu befolgen. Er hat den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu
beauftragen.

(2) Der Versicherer bestatigt den Umfang des fur den Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungs-
schutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer MaRnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen In-
teressen, bevor der Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes bestatigt, und entstehen durch
solche MaRnahmen Kosten, tragt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbe-
statigung vor Einleitung dieser MalRnahmen zu tragen hatte.

(3) Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechts-
anwalte auswahlen, deren Vergltung der Versicherer nach 8§ 5 Absatz 1 a) und b) tragt. Der Versi-
cherer wahlt den Rechtsanwalt aus,

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;
b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer die
alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes notwendig erscheint.

(4) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser
vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers beauftragt. Fir die Tatigkeit des Rechts-
anwaltes ist der Versicherer nicht verantwortlich.

(5) Der Versicherungsnehmer hat

a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt vollsténdig und
wahrheitsgemaf zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die mdglichen Auskinf-
te zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft Uber den Stand der Angelegenheit zu geben.

(6) Wird eine der in den Absatzen 1 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsatzlich verletzt, verliert der
Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlassiger Verletzung einer Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhéltnis zu kirzen. Der vollstandige oder teilweise Weg-
fall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls
bestehenden Auskunfts- oder Aufklarungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlassig
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Verletzung der Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
noch fir die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursachlich
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
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(7) Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfullung seiner Obliegenheiten die Kenntnis und das
Verhalten des von ihm beauftragten Rechtsanwaltes zurechnen lassen, sofern dieser die Abwick-
lung des Rechtsschutzfalles gegentiber dem Versicherer Gibernimmt.

(8) Anspriiche auf Rechtsschutz-Leistungen kénnen nur mit schriftichem Einverstandnis des Versi-
cherers abgetreten werden.

(9) Anspriiche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von Kosten, die der Versiche-
rer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf diesen Uber. Die fur die Geltendmachung der An-
spriche notwendigen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhandigen
und bei dessen Malinahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem Versicherungs-
nehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer zuriickzuzahlen. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Obliegenheit vorsatzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver-
pflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahr-
lassigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhaltnis zu kiirzen; die
Beweislast fir das Nichtvorliegen einer groben Fahrlassigkeit tragt der Versicherungsnehmer.

§ 18 (ersetzt durch § 3 a)
§ 19 Vorlaufige Deckung
(1) Beginn

Der Vertrag uber die vorlaufige Deckung wird mit entsprechender Erklarung des Versicherers (oder
einer hierzu bevollméchtigten Person) ab dem vereinbarten Zeitpunkt wirksam.

(2) Inhalt

Der Vertrag uber die vorlaufige Deckung richtet sich nach den Vertragsgrundlagen, die dem end-

gultigen Versicherungsvertrag zugrunde liegen sollen. Der Versicherungsnehmer erhdlt die fur die
vorlaufige Deckung geltenden Versicherungsbedingungen und die Information fiir Versicherungs-
nehmer zusammen mit dem Versicherungsschein, auf Wunsch auch zu einem friiheren Zeitpunkt.

(3) Ende

Der Vertrag Uber die vorlaufige Deckung endet mit dem Beginn des endglltigen Versicherungs-
schutzes. Kommt der endglltige Versicherungsvertrag nicht zustande, weil der Versicherungs-
nehmer seinen Antrag nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes widerruft oder einen Wider-
spruch nach 8§ 5 Absatz 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes erklart, endet die vorlaufige
Deckung mit dem Zugang des Widerrufs oder des Widerspruchs beim Versicherer.

Der Versicherer und der Versicherungsnehmer kdnnen den Vertrag tber die vorlaufige Deckung
jederzeit kiindigen. Kiindigt der Versicherer, wird die Kiindigung erst nach Ablauf von zwei Wochen
nach Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

(4) Wegfall des Versicherungsschutzes Der Versicherungsschutz aus einer vorlaufigen Deckung ent-
fallt rickwirkend, wenn der Versicherungsnehmer den Beitrag fur die vorlaufige Deckung oder, falls
ein gesonderter Beitrag fir die vorlaufige Deckung nicht erhoben wird, den Beitrag fiir den endgul-
tigen Versicherungsvertrag nicht rechtzeitig gezahlt hat und er dies zu vertreten hat.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach Zugang der Deckungszusage und der
Zahlungsaufforderung erfolgt.

(5) Beitrag
Sofern in diesem Vertrag nichts anderes vorgesehen ist, steht dem Versicherer als Beitrag fir die

vorlaufige Deckung ein der Laufzeit der vorlaufigen Deckung entsprechender Teil des Beitrages zu,
der beim Zustandekommen des endgultigen Versicherungsvertrages fur diesen zu zahlen ware.
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§ 20 Zustandiges Gericht/Anzuwendendes Recht
(1) Klagen gegen den Versicherer

Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche
Zustandigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fiir den Versicherungsvertrag zustandi-
gen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natirliche Person, ist auch das Gericht ort-
lich zustandig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewothnlichen Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Ist der Versicherungsnehmer eine natirliche Person, missen Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das fur seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung ei-
nes solchen, den Ort seines gewohnlichen Aufenthalts zustandig ist. Ist der Versicherungsnehmer
eine juristische Person, bestimmt sich das zustéandige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft birgerlichen Rechts oder eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers
Ist der Wohnsitz oder der gewdhnliche Aufenthalt des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit fir Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder sei-
ner fur den Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.

(4) Fur diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz (derzeit kein Angebot)

§ 22 Fahrer-Rechtsschutz (derzeit kein Angebot)

§ 23 Privat —Rechtsschutz (derzeit kein Angebot)

§ 24 Berufs-Rechtsschutz fur Selbststandige, Rechtsschutz fir Firmen und Vereine (derzeit
kein Angebot)

§ 25 Privat - und Berufs-Rechtsschutz fur private Haushalte (derzeit kein Angebot)

§ 26 ROLAND Kompakt -Rechtsschutz fur private Haushalte (Privat -, Berufs- und Verkehrs-
Rechtsschutz) (derzeit kein Angebot)

ROLAND Kompakt Plus-Rechtsschutz fir private Haushalte (derzeit kein Angebot)
Klausel zu § 26 ARB

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz (derzeit kein Angebot)

§ 28 ROLAND Kompakt -Rechtsschutz fir Unternehmen und freie Berufe
(Privat -, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz) (derzeit kein Angebot)

ROLAND Kompakt Plus-Rechtsschutz fir Unternehmen und freie Berufe
Klausel zu § 28 ARB (derzeit kein Angebot)
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§ 29 Rechtsschutz fir Eigentimer und Mieter von Wohnungen und Grundstiicken

(1) Versicherungsschutz besteht fur den Versicherungsnehmer in seiner im Versicherungsschein be-
zeichneten Eigenschaft als

a) Eigentiimer,

b) Vermieter,

¢) Verpéchter,

d) Mieter,

e) Pachter,

f) Nutzungsberechtigter

von Grundstiicken, Gebauden oder Gebaudeteilen, die im Versicherungsschein bezeichnet sind.
Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplatze sind eingeschlossen.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst:

Wohnungs- und Grundstticks-Rechtsschutz (82¢)
Steuer-Rechtsschutz (82¢e)

(3) Leistungs-Update-Garantie

Bietet der Versicherer Neukunden in einem nachfolgenden Tarif neue Allgemeine Rechtsschutz-
Bedingungen (ARB) mit abweichenden Regelungen zum im Vertrag versicherten Leistungsumfang
an, so gelten die neuen ARB mit Datum ihrer Einfihrung auf dem Markt auch fur diesen Vertrag.
Folgende Voraussetzungen missen fur alle im Vertrag versicherten Risiken erfillt sein:

— Der Tarifbeitrag hat sich — auf3er durch eine Beitragsanpassung gemaR § 10 B. — fir die ver-
gleichbaren Leistungen gegeniiber dem zu diesem Vertrag geltenden Tarif nicht erhéht und

— der Leistungsumfang bringt nach den neuen ARB im Vergleich zum Leistungsumfang nach den
zum Vertrag geltenden ARB ausschliel3lich Vorteile fur den Versicherungsnehmer mit sich (aus-
schlief3lich Leistungsverbesserungen).

Werden diese Voraussetzungen mit einem nachfolgenden Tarif und den dazugehérigen ARB nicht
fur alle im Vertrag versicherten Risiken erfullt, entfallt die Vereinbarung auch fur die Zukunft

Es gelten die Vereinbarungen aus dem Gruppenvertrag zwischen ROLAND und DOMCURA! (s. Anlage
Auszug aus dem Gruppenvertrag)
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V Auszug aus dem Gruppenvertrag

zwischen der

DOMCURA AG
Theodor-Heuss-Ring 49, 24113 Kiel

nachfolgend — DOMCURA - genannt
und der

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG,
Deutz-Kalker Str. 46, 50679 Kdlin

nachfolgend — ROLAND — genannt

8 2 Versichertes Risiko

1. Der Umfang des Versicherungsschutzes richtet sich nach den 88 1 bis 20 und § 29
der Allgemeinen Bedingungen fiir die Rechtschutz-Versicherung (ARB 2012, Stand
01.10.2011) sowie den nachfolgenden Vereinbarungen.

2. Der Versicherungsschutz umfasst:

Wohnungs- und Grundstiicks-Rechtsschutz als Vermieter/Verpachter
gem. § 29 ARB

Versicherungsschutz besteht fur die versicherten vermieteten/verpachteten Wohn-
und Gewerbeeinheiten fur den jeweiligen Eigentimer/Eigentiimerin. Soweit der Versi-
cherungsnehmer mehrere vermietete/verpachtete Wohn- bzw. Gewerbeeinheiten in
einem Objekt hat, missen alle vermieteten / verpachteten Wohn- und Gewerbeeinhei-
ten versichert werden (auch voriibergehend leer stehende Einheiten). Unter einem
Objekt ist ein Gebaude mit gleicher Anschrift und Hausnummer zu verstehen.

Einheiten, die teilweise gewerblich oder ganz gewerblich genutzt werden, missen als
Gewerbeeinheit versichert werden.

Rechtsschutz besteht abweichend von § 6 ARB nur fur die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen betreffend Wohn- und Gewerbeeinheiten in Deutschland.

Der Versicherungsschutz besteht fur den Versicherten als

- Vermieter,

- Eigentiimer betreffend nachbarrechtlicher Auseinandersetzungen sowie fir Aus-
einandersetzungen aus dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG).

Kein Versicherungsschutz besteht

- aus dem Eigentum, soweit im vorherigen Absatz nicht etwas anderes geregelt ist,
- fir die Verteidigung in Strafverfahren.

3. Die Versicherungssumme betragt 300.000 € je Rechtsschutzfall.
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4. Die Wartezeit richtet sich § 4 Abs. 1 ARB. Auf die Wartezeit kann verzichtet werden,
wenn das Risiko anderweitig versichert war und im unmittelbaren Anschluss an die
Vorversicherung Gbernommen wird. Die Versicherungsgesellschaft und die Vertrags-
nummer sind im Antrag anzugeben. Die Vorversicherung darf nicht durch den Versi-
cherer gekindigt sein.

8 7 Schadenmeldungen und Schadenbearbeitung

Schadenmeldungen sind iber DOMCURA an ROLAND zu richten. Von DOMCURA
sollte eine Vorprifung beziglich des versicherten Risikos erfolgen.

Die Entscheidung Uiber Gewahrung von Versicherungsschutz und einer Versiche-
rungsschutzzusage erfolgt durch ROLAND aufgrund den ROLAND zu erteilenden An-
gaben.

§ 11 Sonstige Vereinbarungen
Wechsel des Fiihrenden Versicherers

DOMCURA ist berechtigt jederzeit ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers unter Bei-
behaltung des Umfangs des Versicherungsschutzes und der Héhe aus vereinbartem Beitrag
bzw. des Beitragssatzes den fihrenden Versicherer zu wechseln. Der Wechsel des Versi-
cherers ist dem Versicherungsnehmer bis vier Wochen nach erfolgtem Wechsel mitzuteilen.
Der Wechsel des Versicherers begriindet kein Recht auf eine aul3erordentliche Kundigung.
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VI Widerrufsbelehrung/Telefonklausel/Einwilligungsklausel
Bonus-Rechtsberatung als Service-Leistung (fiir Vertrdge ab ARB 2000)

Versicherungsnehmern, deren ROLAND Rechtsschutz-Vertrag seit mindestens drei Jahren schaden-
frei verlauft, vermitteln wir auf Wunsch einmal im Jahr ein kostenfreies erstes Rechtsberatungsge-
sprach mit einem ROLAND-Partner-Rechtsanwalt, z. B. bei Problemen mit dem Sozialamt in Fragen
der Unterhaltspflicht. Der Vertrag gilt so lange als schadenfrei, bis ein Rechtsschutzfall gemeldet
wird. Danach beginnt die Frist geméaR Absatz 1 neu zu laufen.

BONITATSCHECK

Sofern Sie den BonitatsCheck als Vermieter abgeschlossen haben, kdnnen Sie vor einer anstehenden
Vermietung mit dem BonitatsCheck die Zahlungsfahigkeit Ihrer moglichen Mieter besser einschatzen.
Rufen Sie einfach unseren Kunden-Service unter der Telefonnummer 0221 8277-500 an. lhnen ste-
hen kompetente Ansprechpartner montags bis freitags von 9.00 bis 17.00 Uhr zur Verfigung. Wir
schicken Ihnen die notwendigen Unterlagen zu, die Sie mit Ihrem Mietinteressenten ausfullen.

Anhand dieser Unterlagen veranlassen wir eine SCHUFA-Auskunft und Sie erfahren innerhalb von
zwei Werktagen, welche Informationen tber lhren Mietinteressenten gespeichert sind.

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht

Sie kdnnen lhre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Grinden in Textform (z.
B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt am Tag, nach dem Sie den Versicherungsschein,
die Vertragsbestimmungen einschlie3lich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weite-
ren Vertragsinformationen gemaR 8 7 Abséatze 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbin-
dung mit den 88 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in
Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genugt die rechtzeitige Absendung des Wi-
derrufes. Der Widerruf ist zu richten an die

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Deutz-Kalker Strale 46

50679 Koln

Telefax: 0221 8277-460

E-Mail: service@roland-rechtsschutz.de

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten lhnen den Teil
Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufes entfallt, wenn Sie zugestimmt haben
(auch konkludent durch Zahlung des Beitrags), dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wi-
derrufsfrist beginnt.

Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufes entféllt, dirfen wir in diesem
Fall einbehalten. Dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: Anzahl der Ta-
ge, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, x 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/180 des Halb-
jahresbeitrags bzw. 1/90 des Vierteljahresbeitrags oder 1/30 des Monatsbeitrags.

Die Erstattung zuriickzuzahlender Betrage erfolgt unverziiglich, spatestens 30 Tage nach Zugang des
Widerrufes. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame
Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zuriickzugewahren und gezogene Nutzungen (z. B.
Zinsen) herauszugeben sind.

Ende der Widerrufsbelehrung.

Telefonklausel

Sofern Sie sich bei der Beantragung des Versicherungsvertrages mit der Telefonklausel einverstan-
den erklart haben, lautet diese wie folgt: ,Ich mdchte bis auf Widerruf auch telefonisch betreut und
Uber weitere Rechtsschutz- und Schutzbrief-Angebote der ROLAND-Gruppe informiert sowie nach
meiner Zufriedenheit mit den Leistungen rund um die Versicherung befragt werden.”
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Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz

»Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus den Antragsunter-
lagen oder der Vertragsdurchfiihrung (Versicherungsfalle, Risiko-/Vertragsanderungen) ergeben, an
Ruckversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Riickversicherung sowie zur
Beurteilung der Anspriiche an andere Versicherer und/oder an den Gesamtverband der Deutschen
Versicherungswirtschaft e. V. — oder ggf. an den Verband der Privaten Krankenversicherer e. V. — zur
Weitergabe an andere Versicherer Gibermittelt.

Diese Einwilligung gilt auch unabh&ngig vom Zustandekommen des Vertrages sowie fir entsprechen-
de Prifungen bei anderweitig beantragten Versicherungsvertragen und bei kiinftigen Antragen. Ich
willige ferner ein, dass die Unternehmen der ROLAND-Gruppe meine allgemeinen Antrags-, Vertrags-
und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen filhren und an den/die fir mich zustéandigen
Vermittler weitergeben, soweit dies der ordnungsgemafen Durchfiihrung meiner Versicherungsange-
legenheiten dient.

Gesundheitsdaten dirfen nur an Personen- und Rickversicherer Gbermittelt werden; an Vermittler
durfen sie nur weitergegeben werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist.

Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich bei Antragstellung vom Inhalt des Merkblattes zur Datenverarbei-
tung Kenntnis nehmen konnte, das mir vor Vertragsabschluss (mit weiteren Verbraucherinformatio-
nen) Uberlassen wird."

Widerspruch gegen telefonische, schriftliche und E-Mail-Angebote
Der Nutzung meiner Daten zu Werbezwecken kann ich jederzeit und ohne Einfluss auf den Vertrag

bei der ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG (Anschrift siehe unter Widerrufsbelehrung) wider-
sprechen.
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VII Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Versicherungen kénnen heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung
(EDV) erfullen. Nur so lassen sich Vertragsverhéltnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln;
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbrauchlichen
Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen
Daten zu lhrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die
Datenverarbeitung und -nutzung zuléassig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie
erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -
nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhaltnisses oder ver-
tragsahnlichen Vertrauensverhaltnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen
der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwr-
dige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung Gberwiegt.

Einwilligungserklarung

Unabhangig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwégung und im Hinblick auf eine
sichere Rechtsgrundlage fur die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli-
gungserklarung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt Giber die Beendigung des Versi-
cherungsvertrages hinaus, endet jedoch schon mit Ablehnung des Antrages oder durch lhren jederzeit
moglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklarung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestri-
chen, kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerrufs oder ganz bzw. teilweise
gestrichener Einwilligungserklarung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten
gesetzlich zuldssigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklarung

Daneben setzt auch die Ubermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis
unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Le-
bens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch die
Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten. Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Bei-
spiele fir die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1)

Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die fir den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind zunéchst lhre Anga-
ben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kun-
dennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung
sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachversténdigen
oder eines Arztes, gefiihrt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir lhre Angaben
zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufs-
unfahigkeit, die Feststellung lhrer Reparaturwerkstatt Giber einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf
einer Lebensversicherung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

(2)

Datenlbermittlung an Rickversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Ausgleich der von ihm
Ubernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Féllen einen Teil der Risiken an Riick-
versicherer im In- und Ausland ab. Diese Ruckversicherer bendétigen ebenfalls entsprechende versi-
cherungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos und Risikozuschlages sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit
Ruckversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafir er-
forderlichen Unterlagen zur Verfligung gestellt. In einigen Fallen bedienen sich die Ruckversicherer
weiterer Ruckversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten Ubergeben.
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(3)

Datentibermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Abgabe seiner Vertragserklarung,
jeder Vertragsanderung und im Schadenfall dem Versicherer alle fur die Einschatzung des Wagnisses
und die Schadenabwicklung wichtigen Umstande anzugeben. Hierzu gehoren z. B. friihere Krankhei-
ten und Versicherungsfalle oder Mitteilungen tber gleichartige andere Versicherungen (beantragte,
bestehende, abgelehnte oder gekiindigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle
Widerspriiche in den Angaben des Versicherten aufzuklaren oder um Liicken bei den Feststellungen
zum entstandenen Schaden zu schlieBen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft
zu bitten oder entsprechende Auskiinfte auf Anfragen zu erteilen. Auch sonst bedarf es in bestimmten
Fallen (Mehrfachversicherungen, gesetzlicher Forderungsubergang sowie bei Teilungsabkommen)
eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des
Betroffenen weitergegeben, z. B. Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschut-
zes und des Risikos oder Angaben zum Schaden wie Schadenhdhe und Schadentag.

(4)

Zentrale Hinweissysteme

Bei Prufung eines Antrages oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur
weiteren Aufklarung des Sachverhaltes oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfra-
gen an den zustandigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechen-
de Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtverband der deut-
schen Versicherungswirtschaft sowie beim Verband der privaten Krankenversicherung zentrale
Hinweissysteme. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwe-
cken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dirfen, also nur soweit bestimmte Vorausset-
zungen erfllt sind.

Beispiele:
Rechtsschutz-Versicherer

— Vorzeitige Kiindigungen und Kiindigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer
nach mindestens zwei Rechtsschutzfallen innerhalb von 12 Monaten

— Kiindigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer nach mindestens drei Versiche-
rungsfallen innerhalb von 36 Monaten

— Vorzeitige Kiindigungen und Kiindigungen zum normalen Vertragsablauf bei konkret begriindetem
Verdacht einer betriigerischen Inanspruchnahme der Versicherung

Zweck:
Uberpriifung der Angaben zu Vorversicherungen bei der Antragstellung

()

Datenverarbeitung in und au3erhalb der Unternehmensgruppe

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) werden durch rechtlich
selbststandige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz
anbieten zu kénnen, arbeiten die Unternehmen haufig in Unternehmensgruppen zusammen. Zur Kos-
tenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenverarbei-
tung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Vertrdge mit verschiedenen
Unternehmen der Gruppe abschlieRen; und auch lhre Versicherungsnummer, die Art der Vertrage,
ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. lhre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung gefiihrt. Dabei sind die sog. Partnerdaten
(z. B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Vertrage) von allen
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet
und bei telefonischen Anfragen sofort der zustandige Partner genannt werden. Auch Geldeingénge
kénnen so in Zweifelsfallen ohne Rickfragen korrekt verbucht werden. Die tbrigen allgemeinen An-
trags-, Vertragsund Leistungsdaten sind dagegen nur von den Versicherungsunternehmen der Grup-
pe abfragbar. Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden durch
die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier von ,Dateniibermittlung”,
bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Da-
ten — wie z. B. Gesundheits- oder Bonitatsdaten — bleiben dagegen unter ausschliel3licher Verfiigung
der jeweiligen Unternehmen.
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Unserer Unternehmensgruppe gehoren zurzeit folgende Unternehmen an:

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Koln

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG, Kdln

ROLAND Assistance GmbH, KéIn

ROLAND Assistance Partner GmbH, Dresden

Deutsche Bestattungsfiirsorge Verwaltungs GmbH, Kdin
ROLAND ProzessFinanz AG, Kéln

Jurpartner Rechtsschutz-Versicherung AG, Kdin

Jurpartner Services Gesellschaft fur Rechtsschutz-Schadenregulierung
mbH, Kéln

HDI-Gerling Rechtsschutz Versicherung AG, Hannover
HDI-Gerling Rechtsschutz Schadenregulierungs GmbH, Hannover

(6)

Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut. Vermittler
in diesem Sinne sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften. Um seine Aufgaben
ordnungsgemal erfullen zu kénnen, erhalt der Vermittler zu diesem Zweck von uns die fir die Betreu-
ung und Beratung notwendigen Angaben aus lhren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B.
Versicherungsnummer, Beitrage, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versiche-
rungsfalle und Hohe von Versicherungsleistungen. Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst
diese personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden.
Auch werden sie von uns tiber Anderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler
ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine besonderen Ver-
schwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten. Der fir lhre Be-
treuung zustandige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine Téatigkeit fir unser Unternehmen (z. B.
durch Kindigung des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen lhre Be-
treuung neu; Sie werden hierliber informiert.

(7)

Weitere Auskiinfte und Erlauterungen tber lhre Rechte Sie haben als Betroffener nach dem Bundes-
datenschutzgesetz neben dem eingangs erwahnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie un-
ter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Léschung lhrer in einer
Datei gespeicherten Daten. Wegen eventueller weiterer Auskiinfte und Erlauterungen wenden Sie
sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein et-
waiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Loschung wegen der beim Rckversi-
cherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.

Version v.2014 Seite 42 von 42



	III Inhaltsübersicht         10
	IV Inhalt des Rechtsschutzes
	Es gelten die Vereinbarungen aus dem Gruppenvertrag zwischen ROLAND und DOMCURA! (s. Anlage Auszug aus dem Gruppenvertrag) V Auszug aus dem Gruppenvertrag
	zwischen der



